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Präsident Wolfgang Thierse

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 d auf:

a) Vereinbarte Debatte
40 Jahre Élysée-Vertrag – Zusammenarbeit
und gemeinsame Verantwortung für die Zu-
kunft Europas

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD, der
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
und der FDP
Entwurf einer gemeinsamen Erklärung der
Französischen Nationalversammlung und des
Deutschen Bundestages zur interparlamentari-
schen Zusammenarbeit
– Drucksache 15/295 –

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Andreas Schockenhoff, Dr. Friedbert Pflüger,
Peter Hintze, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der CDU/CSU
40 Jahre deutsch-französischer Freundschafts-
vertrag – für eine neue Qualität und Dynamik
der deutsch-französischen Beziehungen
– Drucksache 15/200 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und

Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

d) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
40 Jahre Élysée-Vertrag – Die deutsch-franzö-
sische Zusammenarbeit fortentwickeln und in
gemeinsamer Verantwortung für Europa die
Zukunft mitgestalten
– Drucksache 15/296 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für die
Aussprache zwei Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen
Franz Müntefering, SPD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Franz Müntefering (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am

22. Januar 1963, also vor fast genau 40 Jahren, unter-
zeichneten ein Franzose, Präsident Charles de Gaulle, und
ein Deutscher, Bundeskanzler Konrad Adenauer, den Ver-
trag über die deutsch-französische Zusammenarbeit, den
Élysée-Vertrag. Heute würdigen wir dieses Jubiläum in
einer Debatte im Deutschen Bundestag. Aus dem damali-
gen Vertrag der Aussöhnung und über Zusammenarbeit ist
ein Dokument der Freundschaft zwischen unseren Völ-
kern geworden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Am Jahrestag in der kommenden Woche werden der
Deutsche Bundestag und die Französische Nationalver-
sammlung, also die frei gewählten Abgeordneten als Ver-
treter ihrer Völker, gemeinsam das Ereignis würdigen und
in Versailles beieinander sein. Wir werden gerne dort sein
und freuen uns darauf. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP)
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Dass sich die beiden Parlamente treffen, habe es noch
nie gegeben; das haben manche in Deutschland in großen
Buchstaben reklamiert. Richtig, das gab es noch nie. Ge-
rade deshalb ist es so wichtig. Das sei vor allen Dingen
Symbolik, wurde geschrieben. Richtig, das ist ein Sym-
bol, aber ein gutes. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das koste viel Geld, wurde beanstandet. Richtig, das kos-
tet viel Geld. Was für eine glückliche Zeit, in der sich
Menschen über die Kosten eines gemeinsamen freund-
schaftlichen Jubiläums Deutschlands und Frankreichs er-
regen können und nicht über die Milliarden klagen müs-
sen, die für Kriege zwischen unseren Völkern ausgegeben
wurden!

(Beifall im ganzen Hause)

Ich bin Jahrgang 1940. Ich habe noch als Kind gelernt,
dass Franzosen unsere Feinde seien. Sie standen im Krieg
meinem Vater gegenüber. Er kam Gott sei Dank heil
zurück. Meine Generation hat dann gelernt, dass Franzo-
sen, Briten, Amerikaner und all die anderen, die im Zwei-
ten Weltkrieg Nazideutschland gegenüberstanden, nicht
unsere Feinde sind, dass wir sogar Freunde werden kön-
nen. Nun haben wir seit bald 58 Jahren Frieden an dieser
Stelle in Europa. Das gab es an dieser Stelle in Europa
noch nie, zumindest über Jahrhunderte nicht. Wenn es die-
sen Frieden seit 58 Jahren nicht gäbe, dann würden wir
heute nicht über Wohlstand und nicht über einen Sozial-
staat auf hohem Niveau sprechen; wir hätten ganz andere
Sorgen. 

Wir müssen uns daran erinnern, wie dieser Friede in
Europa und der Wohlstand in Europa möglich wurden,
und daran, dass diese Entwicklung kein Zufall ist, dass
kluge, weitsichtige Menschen, auch verantwortliche Poli-
tiker, dabei eine große Rolle spielten. Nicht Politik allein,
aber eben doch auch und im Wesentlichen Politik hat das
bewirkt. 

Das gilt auch für die großen Herausforderungen, vor
denen wir in dieser Zeit stehen. Politik kann nicht alles und
es gelingt ihr nicht alles. Aber sie hat die Macht und die Kraft,
Weichen zu stellen, zum Beispiel was die gute Zukunft
Europas angeht, und daran wollen wir mitwirken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir wissen, dass dieses Europa mehr als Deutschland
und Frankreich und deren Freundschaft ist, dass aber
diese Freundschaft zwischen Deutschland und Frankreich
der unverzichtbare Fokus für diese historische Entwick-
lung war und bleibt. Diese Freundschaft ist nichts Exklu-
sives; aber sie ist exemplarisch. Die deutsch-französische
Zusammenarbeit bleibt für die Entwicklung Europas we-
sentlich. 

Im Frühjahr 1961, noch vor dem Élysée-Vertrag, war ich
bei einem der ersten Bataillone der deutschen Bundeswehr,
die in Frankreich zu Gast sein durften, in Mourmelon. Viele
haben damals noch gezweifelt, ob das trägt und ob das geht:
Deutsche in Uniform in Frankreich. Manche, auch in
Frankreich, haben nicht klatschen mögen. Wir haben das
verstanden, besonders als wir an den riesigen Feldern mit

den vielen, vielen Kriegsgräbern der Opfer gedachten. Aber
die Zeichen standen überall auf Freundschaft. 

Edith Piaf, Juliette Gréco, Jacques Brel faszinierten
uns, auch wenn wir ihre Sprache nicht verstanden. Exis-
tenzialismus war Mode, aber auch viel mehr. Albert Camus
und Jean-Paul Sartre beeindruckten und beeinflussten
uns. Camus‘ „Der Mensch in der Revolte“ und „Der 
Mythos von Sisyphos“ haben eine ganze Generation deut-
scher Jugendlicher mit geprägt. 

Die deutsche und die französische Jugend standen bei-
einander und nicht mehr gegeneinander. Das Deutsch-
Französische Jugendwerk hat diese große Idee in feste
Form gebracht. Mehr als 7 Millionen Jugendliche haben
im Rahmen dieses Jugendwerks seitdem das jeweils an-
dere Land kennen gelernt. Diese Idee braucht immer wie-
der neue Impulse. Jede Generation muss das neu lernen
und erleben: die anderen zu kennen und gute Nachbarn
nach innen und nach außen zu sein.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Am 23. Januar, nächste Woche, am Tag nach dem Zu-
sammentreffen von Bundestag und Nationalversammlung
in Versailles, werden Bundeskanzler Gerhard Schröder
und Präsident Chirac hier in Berlin mit jungen Menschen
aus Frankreich und aus Deutschland über die gemeinsame
Zukunft diskutieren. Eine solche Veranstaltung ist längst
nicht mehr sensationell; aber sie ist ein gutes Zeichen
dafür, dass die Jugend und die Politik den Mut und die
Ausdauer haben, die Freundschaft zwischen unseren Völ-
kern zu festigen und auszubauen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich will für meine Fraktion ein Dankeschön sagen an
die vielen großen und kleinen Kommunen in Deutschland
und Frankreich, etwa 5 000 insgesamt, die lebendige
Städtepartnerschaften pflegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP)

Da wird ganz unspektakulär Frieden, Freundschaft und
Wohlstand sicherer gemacht. Diese inzwischen gute Tra-
dition darf nicht zur Routine werden. Dieses Jubiliäums-
jahr des Élysée-Vertrages ist eine gute Gelegenheit, der
Idee der Städtepartnerschaften neue Impulse zu geben und
die enge Verflechtung der zivilen Gesellschaften und auch
der Wirtschaft zu stärken.

Wir würdigen heute einen Vertrag, der in vielem die
Ziele der Mitgliedstaaten der Europäischen Union vor-
weggenommen hat. 1963 verpflichteten sich beide Staa-
ten auf die Koordinierung ihrer Außen-, Sicherheits-, Ju-
gend- und Kulturpolitik. 1988 wurde diese Kooperation
auf die Wirtschafts- und Währungspolitik erweitert. Ganz
selbstverständlich haben sofort nach der deutschen Ein-
heit Präsident Mitterrand und Bundeskanzler Kohl be-
kräftigt, dass der Élysée-Vertrag auch für das vereinte
Deutschland Gültigkeit und großes Gewicht hat. 

Kernstück des Élysée-Vertrages war damals, eine ge-
meinsame Konzeption in der Außen- und Sicherheitspolitik

Franz Müntefering 
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zu entwerfen. Heute haben wir längst ein deutsch-fran-
zösisches Korps, in dem eng und regelmäßig zusammen-
gearbeitet wird. 

Wir sind darüber hinaus bei der gemeinsamen Europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vorange-
kommen, auch wenn wir noch nicht am Ziel sind. Das gilt
auch für die Wirtschafts-, Innen- und Rechtspolitik sowie
für andere Politikbereiche.

Im Dezember 2002 hat der Europäische Rat in 
Kopenhagen den Beitritt von zehn weiteren Ländern be-
schlossen – eine historische Entscheidung. Wir sind stolz,
dass die deutsche Bundesregierung unter Führung von
Bundeskanzler Gerhard Schröder einen so entscheidenden
Beitrag dazu geleistet hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aber auch das große Engagement der EU-Kommission
und besonders des zuständigen Kommissars Günter 
Verheugen hat eine besondere Anerkennung verdient. Es
ist gerade heute wichtig, daran zu erinnern, dass Günter
Verheugen wegen seiner Verdienste um die Erweiterung
am 9. Januar in Polen als Mann des Jahres ausgezeichnet
wurde. Das wurde in Deutschland kaum registriert. Wir
gratulieren ihm zu diesem außerordentlichen Ereignis
ganz herzlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Jetzt beginnt der Abschluss des großen europäischen
Projekts: die endgültige Überwindung der Teilung Europas.
Zusammen mit Frankreich wollen wir dafür sorgen, dass
das größer werdende Europa politisch erfolgreich geführt
werden kann. Wir wollen eine europäische Verfassung, die
Demokratie, Transparenz und Entscheidungsfähigkeit ga-
rantiert.

Der EU-Konvent ist mitten in der Arbeit. Vor wenigen
Tagen hat der Präsident des Konvents in der „Süddeutschen
Zeitung“ über die zukünftige Verfassung für Europa ge-
schrieben und einen Vorschlag für den Art. 1 einer solchen
Verfassung gemacht:

... eine Union von Staaten und Völkern, die ihre Poli-
tiken eng miteinander abstimmen und auf föderale
Weise bestimmte gemeinsame Zuständigkeiten wahr-
nehmen.

Sie alle wissen: Vieles wird noch zu konkretisieren sein;
aber die Dinge kommen in Bewegung. Das gilt auch für die
Frage nach den neuen Führungsstrukturen der EU.

Bundeskanzler Schröder und Präsident Chirac haben
sich verständigt und gemeinsam ihren Vorschlag unterbrei-
tet für die Wahl des Präsidenten des Europäischen Rates
durch den Rat und für die Wahl des Präsidenten der Kom-
mission durch das Europäische Parlament. Es kann uns
Abgeordnete nur freuen, dass das Europäische Parlament
auch insofern an Kompetenz gewinnen soll.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Von herausragender Bedeutung wird auch sein, die
richtige und belastbare Lösung der mit der Bündelung der

außen- und sicherheitspolitischen Aufgaben verbundenen
Probleme zu finden. Auch dazu gibt es einen Vorschlag
Deutschlands und Frankreichs.

Europa, seine neue Dimension, seine neue Verfassung,
Europa als Voraussetzung für dauerhaften Frieden und für
Wohlstand, all das wird eines der großen Themen deut-
scher Politik in den kommenden Monaten und auch in den
kommenden Jahren sein und sein müssen. 

Keines der europäischen Länder wird seinen Wohl-
stand allein dauerhaft sichern können. Auch die größe-
ren Länder in Europa, zum Beispiel Frankreich und
Deutschland, werden dazu nicht in der Lage sein. Mit
anderen Worten: Dieses Europa mit seinen rund
500 Millionen Menschen, mit seinen großartigen Poten-
zialen ist eine gewaltige Chance für die Zukunftsfähig-
keit dieses Teils der Welt und eine Hoffnung weit darü-
ber hinaus. Die gute Erfahrung, die wir Deutschen und
die Franzosen mit dem Élysée-Vertrag gemacht haben,
soll dabei Ansporn sein.

Die bewährte Freundschaft zwischen Sozialdemokra-
ten aus Deutschland und Sozialdemokraten und Sozialis-
ten aus Frankreich wird dabei helfen. Die Spitzen unserer
Fraktionen haben gestern hier, in Berlin, konferiert und
noch einmal festgestellt: Keiner der beiden Staaten, keine
der verschiedenen Nationen Europas konnte vor 40 Jah-
ren vor den Herausforderungen einer Welt, die dem Gebot
der damaligen Supermächte unterworfen war, im Allein-
gang bestehen. Das ist insgesamt auch heute so und es
wird auch in Zukunft so sein. Die vielfältigen Anforde-
rungen einer von scharfem Wettbewerb und dem Verlust
politischer und ethischer Maßstäbe gekennzeichneten
Welt machen das freundschaftliche und enge Zusammen-
wirken von Deutschland und Frankreich und allen euro-
päischen Nationen unverzichtbar.

Frieden und Demokratie zu bewahren, Wohlstand zu
entwickeln, das europäische Sozialstaatsmodell zu erhal-
ten, Chancengerechtigkeit zu gewährleisten, den Ärmsten
der Welt zu helfen, das sind unsere gemeinsamen Aufga-
ben. Wir sehen die Europäische Union in einer Mitver-
antwortung für den Frieden in der Welt. Wir Abgeordne-
ten verleihen unserer Hoffnung Ausdruck, dass es der
internationalen Gemeinschaft gelingt, den Irakkonflikt
friedlich zu lösen. Wir begrüßen die Aussagen, die Bun-
deskanzler Schröder dazu in diesen Tagen noch einmal
gemacht hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Am 22. Januar werden der Deutsche Bundestag und die
französische Nationalversammlung in Versailles gemein-
sam und feierlich ihren Willen und ihre Entschlossenheit
bekunden, unsere beiden Länder miteinander in eine gute
Zukunft zu führen. Zwischen all den Sorgen und Aufga-
ben, die dort in Frankreich und hier in Deutschland auf der
politischen Tagesordnung stehen, ist das eine Nachricht,
die Anlass für viel Zuversicht gibt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Präsident Wolfgang Thierse: 
Lieber Kollege Müntefering, da Sie uns das Vergnügen

bereitet haben, an Ihrem Geburtstag hier eine Rede zu hal-
ten, möchte ich Ihnen sehr herzlich, wie ich denke, auch
im Namen des Hauses, zu Ihrem Geburtstag gratulieren.

(Beifall)

Ich erteile nun das Wort Kollegin Angela Merkel,
CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Angela Merkel (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wir feiern und debattieren heute über den 40. Jahres-
tag des Élysée-Vertrages und werden aus diesem Anlass
auch in wenigen Tagen in Paris sein. Wir können feststel-
len: Er hat sich als das wichtigste Fundament der deutsch-
französischen Zusammenarbeit nach dem Zweiten Welt-
krieg und zugleich als eine der wichtigsten Grundlagen
für Versöhnung, Zusammenarbeit und Frieden auf dem
europäischen Kontinent erwiesen.

Fünf Seiten schlichten Papiers – dennoch war es ein
politisches Programm für die bilateralen Beziehungen
zwischen Deutschland und Frankreich. Wenn man sich
die einzelnen Punkte noch einmal anschaut, stellt man
vielleicht nichts Ungewöhnliches fest: Im ersten Teil geht
es um Abstimmung in den wichtigen Fragen der Außen-
politik einschließlich der Europapolitik, der Ost-West-Be-
ziehungen, der NATO- und der UNO-Fragen – damals
schon alles so aufgeschlüsselt – sowie der Entwicklungs-
politik, in einem zweiten Teil um gemeinsame Ziele auf
dem Gebiet der Verteidigungs-, der Rüstungspolitik und
des Zivilschutzes. Also insgesamt ein Programm, das
überschaubar ist. 

Für mich war es sehr interessant, dass von Anfang an
als dritter Schwerpunkt auch die Förderung der deutsch-
französischen Jugendarbeit und einer entsprechenden
Zusammenarbeit beinhaltet war. Ich denke, der Jugend-
austausch muss auch für die Zukunft der Kraftquell sein,
aus dem heraus sich jede Generation das deutsch-franzö-
sische Verhältnis wieder neu erarbeiten kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wichtiger vielleicht als die einzelnen Punkte erschie-
nen Adenauer und de Gaulle damals schon die dahinter
stehenden politischen Überzeugungen zu sein, die in einer
gemeinsamen Erklärung zu dem Vertrag dann auch sicht-
bar wurden:

… in der Überzeugung, dass die Versöhnung zwi-
schen dem deutschen und dem französischen Volk,
die eine Jahrhunderte alte Rivalität beendet, ein ge-
schichtliches Ereignis darstellt, das das Verhältnis
der beiden Volker zueinander von Grund auf neu ge-
staltet …

Und weiter:

... in der Erkenntnis, dass die Verstärkung der Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden Ländern einen
unerlässlichen Schritt auf dem Wege zu dem verei-

nigten Europa bedeutet, welches das Ziel beider Völ-
ker ist …

Auf der Basis dieser Grundüberzeugungen hat sich die
deutsch-französische Kooperation in allen Partei- und
Regierungsstrukturen der letzten Jahre bewährt und im-
mer wieder entwickelt sowie alle Häme und alle Frage-
zeichen überwunden. Deshalb ist es unsere Aufgabe,
diesen Jahrhundertvertrag auch weiter am Leben zu er-
halten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nun habe ich noch einmal nachgelesen: Damals war
die Debatte um diesen deutsch-französischen Vertrag, der
uns heute so einleuchtend erscheint, gar nicht so unkon-
trovers; denn eingebettet in eine konkrete weltpolitische
Lage wurde natürlich durchaus und von allen Fraktionen
gleichermaßen die Frage gestellt: Ist es richtig, dass wir in
einer solchen weltpolitischen Situation einen bilateralen
Vertrag zwischen Deutschland und Frankreich abschlie-
ßen, oder geben wir damit vielleicht dem Bilateralismus
zu viel Gewicht, sodass die atlantische Partnerschaft
zurücktreten könnte? – Das ist ein Thema, das auch in der
heutigen weltpolitischen Lage immer wieder eine Rolle
spielt.

Es war damals so, dass sich die französische Armee aus
der militärischen Zusammenarbeit in der NATO zurück-
gezogen hatte; außerdem gab es das französische Veto 
gegen den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft – zwei Vorgänge, die die Parla-
mentarier in Deutschland mit Recht beunruhigten.
Adenauer mit seinem Sinn fürs Praktische ließ sich nicht
beirren. Er stellte dem Ratifikationsgesetz flugs eine
Präambel voraus, die die Dinge klarstellte – sehr zum
Missfallen von Charles de Gaulle.

Nun hatten diese historischen Kontroversen sicherlich
ihre Bedeutung; aber heute haben sie nur noch den Wert
einer Fußnote der Geschichte. Uns steht die Frage vor Au-
gen: Welche Bedeutung hat dieser Vertrag für die Zukunft
und wie können wir ihn immer wieder mit Leben erfüllen?

Meine Damen und Herren, es ist unstrittig, dass es eine
Vielzahl interessanter deutsch-französischer Kooperatio-
nen gibt. Als Beispiel nenne ich das Jugendwerk. Ich ver-
binde das mit der Bitte, dass dieses Jugendwerk nicht fi-
nanziell ausgezehrt wird; denn jede Generation muss sich
die Kontakte neu erarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD)

– Das Klatschen von Herrn Müntefering stimmt mich
hoffnungsfroh; ich hoffe, dass wir das Gleiche darunter
verstehen. Dieses Deutsch-Französische Jugendwerk ist
nämlich außerordentlich wichtig, um immer wieder junge
Menschen zusammenzubringen. In einer Welt, die vieler-
lei Faszinationen, gerade kultureller Art, aus dem anglo-
amerikanischen Raum bietet, ist es von Bedeutung, dass
wir sowohl in Bezug auf die Sprachfähigkeit als auch das
gegenseitige Verständnis, wie es Herr Müntefering eben
für seine Jugendzeit dargestellt hat, stets deutsch-franzö-
sische Impulse setzen.
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Wir haben den FernsehsenderArte, wir haben deutsch-
französische Hochschulen, wir haben die deutsch-franzö-
sische Brigade. Es gibt also eine Vielzahl von Koopera-
tionen. Unsere Volkswirtschaften sind stark miteinander
verflochten. Das ist allerdings mit der Aufgabe verbun-
den, dafür zu sorgen, dass die deutsch-französische Ko-
operation Motor und nicht Bremser der europäischen Ent-
wicklung ist und dass das gemeinsame Grundbekenntnis
zur sozialen Marktwirtschaft nicht in schönen Vereinba-
rungen zur Verlangsamung von Privatisierungen und
Staatseinflüssen genutzt wird. Dafür gab es in der Ver-
gangenheit ungute Beispiele.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Deshalb müssen wir, wenn wir lebendige Beziehungen
haben wollen, immer wieder kritisch schauen, ob die
deutsch-französischen Beziehungen in Ordnung sind. Der
französische Botschafter in Deutschland hat einmal ge-
sagt, die Beziehungen hätten einen Teil ihres emotionalen
Charakters verloren. Es ist wichtig, dass wir diesen emo-
tionalen Charakter stets deutlich machen und mit Leben
erfüllen.

Weil sich Charles de Gaulle damals bei der Unter-
zeichnung der Präambel außerordentlich geärgert hatte,
hat er, als er Deutschland im Juli 1963 besuchte, gesagt,
dass Verträge wie Rosen und junge Mädchen seien, sie
blühten nur einen Morgen und deshalb dürfe man an ih-
nen nicht herummachen.

(Heiterkeit im ganzen Hause)

– Ich dachte, als Frau kann ich mir leisten, das zu sagen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Adenauer griff diese Worte auf und antwortete: „Rosen
und junge Mädchen, natürlich haben sie ihre Zeit; aber die
Rose – davon verstehe ich nun wirklich etwas – überdau-
ert jeden Winter.“ Der deutsch-französische Vertrag hat
sich mehr als Rose denn als junges Mädchen erwiesen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, inzwischen – auch das will
ich anmerken – ist es manchmal so, dass wir, gerade in
Europa, froh sind, dass wir die französische Regierung
haben. Als Beispiel aus jüngster Zeit will ich den Agrar-
kompromiss nennen. Er wäre sicher nicht so gut gewor-
den, wenn nicht der französische Staatspräsident ein et-
was besseres Herz für die Bauern hätte als der deutsche
Bundeskanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Widerspruch bei der SPD)

Alfred Grosser hat auf die Frage, ob der Élysée-Vertrag
neu geschrieben werden sollte, geantwortet: Um Gottes
willen, nicht neu schreiben! Aber er hat auch gesagt, dass
er sich vorstellen könne, dass man einen Satz hinzufügt,
nämlich: Wir, der französische Präsident und der deutsche
Kanzler, erkennen an, dass unser hauptsächliches natio-
nales Interesse die Vertiefung der Europäischen Gemein-
schaft ist. Ich glaube, dieser Satz ist von außerordentlicher
Bedeutung. Ich teile ihn uneingeschränkt. 

Die Frage, wie es mit Europa weitergeht, hängt natür-
lich von Deutschland und Frankreich ab. Ich bin sehr
dafür, Herr Bundeskanzler und Herr Bundesaußenminister,
dass Sie immer wieder versuchen, gerade zusammen mit
Frankreich Motor der europäischen Einigung zu sein.
Da gab es schlechtere Zeiten. Im Augenblick haben wir
wieder etwas fruchtvollere Zeiten. Ich bitte Sie aber auch,
dass die Schicksalsfragen im Zusammenhang mit der Ent-
wicklung der Europäischen Union wieder vorher im
überparteilichen Konsens geklärt werden. Diese Tradition
scheint in letzter Zeit verloren gegangen zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir sind bereit, diese Dinge im Vorfeld zu klären. Aber
man muss auch mit uns sprechen.

Ich hätte eigentlich erwartet, dass Sie sich mit den
Konventmitgliedern der Bundesrepublik Deutschland 
– natürlich gibt es keinen Zwang, sich zu einigen – einmal
darüber austauschen, in welcher Art und Weise wir ein
möglichst großes Stück des gemeinsamen Weges gehen
könnten, was die Konventvorschläge anbelangt. Dasselbe
hätte für die Frage der EU-Mitgliedschaft der Türkei ge-
golten. Da ist das Kind aber leider bereits in den Brunnen
gefallen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Ernst
Burgbacher [FDP] – Michael Glos [CDU/
CSU]: Wir werden es wieder herausholen!)

Die Geschichte des deutsch-französischen Vertrages 
ist die Geschichte von Charles de Gaulle und Konrad
Adenauer. Es ist die Geschichte von Helmut Schmidt und
Giscard d’Estaing. Es ist die Geschichte von Helmut Kohl
und François Mitterrand. Es ist die Geschichte, die immer
auf einem breiten Konsens in unseren beiden Völkern
beruht hat. Damit es auch weiterhin eine gute Geschichte
ist, sollte dieses Bemühen um eine gemeinsame, breite
Grundlage nicht verloren gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Lassen Sie mich das, was Sie in Bezug auf den Konvent
vereinbart haben, von meiner Seite kurz kommentieren. 

Erster Punkt. Es ist zu begrüßen, dass der zukünftige
Kommissionspräsident vom Parlament gewählt werden
soll. Das ist eine Forderung, die wir seit langem aufge-
stellt haben. Ich möchte an dieser Stelle nur die Anmer-
kung machen, dass man aufpassen muss, dass das
Quorum für die Wahl durch das Parlament nicht so hoch
gesetzt wird, dass letztendlich die Entscheidung der Bür-
gerinnen und Bürger bei der Europawahl, auf der die Zu-
sammensetzung des Parlaments beruht, völlig nivelliert
wird; denn ein sehr hohes Quorum würde sozusagen eine
gemeinschaftliche Regelung bewirken.

Zweiter Punkt. Wir waren erstaunt, dass der Vorschlag,
nämlich einen ständigen Ratspräsidenten zu installie-
ren, den Sie bisher mit relativ großer Skepsis betrachtet
haben, nun ein gemeinsamer Vorschlag ist. Ich will an die-
ser Stelle aber sagen, dass wir aufpassen müssen, dass ein
solcher ständiger Ratspräsident nicht der heimliche Herr-
scher über alle Institutionen Europas wird, und dass wir
dafür sorgen müssen, dass das Verhältnis zum Kommis-
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sionspräsidenten auf festgelegten Zuständigkeiten beruht.
Denn der Sinn des Konvents besteht darin – das darf bei
Diskussion über die Institutionen nicht vergessen werden –,
die Zuständigkeiten zwischen Europa und den National-
staaten insgesamt klar zu regeln. Es gilt also, die neuen
Überlegungen in das Gesamtkonzept für die Neuordnung
der EU-Institutionen einzubetten. Es darf deshalb nicht
sein, dass der ständige Ratspräsident Dinge außerhalb sei-
ner Zuständigkeit entscheidet und so den Kommissions-
präsidenten in seiner Arbeit behindert.

Es ist auch erfreulich, dass die Kommissare offen-
sichtlich Weisungsrechte bezüglich ihrer Generaldirek-
tion bekommen sollen. Ich begrüße das außerordentlich,
weil damit klarere Verhältnisse geschaffen werden. Aber
beim ständigen Ratspräsidenten stelle ich mir die prakti-
sche Umsetzung relativ schwierig vor, weil er natürlich
schnell sozusagen ein Herrscher ohne Unterbau sein
könnte. Man muss sich fragen, woher er diesen Unterbau
nimmt: entweder durch eine Aufblähung des Ratssekre-
tariats, was ich nicht begrüßen würde, oder durch ein Hi-
neinregieren in die Kommission, was ich für genauso
falsch hielte. Über diese Fragen sollten wir ehrlich spre-
chen, damit wir später sowohl geklärte Zuständigkeiten,
was die Sachaufgaben angeht, als auch geklärte Zustän-
digkeiten, was die Institutionen anbelangt, haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP)

Wir begrüßen es, dass es nunmehr eine deutsch-fran-
zösische Gemeinsamkeit in der Frage der Außenvertre-
tungen der Europäischen Union gibt. Allerdings sage
ich auch: Bei allem intergouvernementalen Charakter der
Außen- und Sicherheitspolitik wird es wichtig sein, dass
die Persönlichkeit, die diese Funktion ausübt, auch die
Chance hat, in der Kommission Einfluss zu haben, dass
der Kommissionspräsident weiterhin die Außenvertre-
tung der Europäischen Union übernimmt und dass diese
Zuständigkeit nicht klammheimlich Richtung Rat wan-
dert. Auch das wird ganz wichtig sein.

Meine Damen und Herren, deshalb hoffen wir, dass
wir in die Diskussionen der deutschen und der französi-
schen Regierungen in Zukunft besser mit einbezogen
werden. Ich glaube, es kann der Arbeit im Konvent nicht
schaden. Es ist in anderen Ländern Usus, dass man ver-
sucht, die nationalen Interessen durch gemeinschaftliche
Konsultationen vorher zu regeln. Deshalb möchte ich an-
gesichts von 40 Jahren erfolgreicher deutsch-französi-
scher Kooperation diesen Wunsch hier in aller Klarheit
anmelden.

Wir werden in der nächsten Woche nach Paris fahren.
Ich glaube, dass angesichts des besonderen Charakters
des deutsch-französischen Verhältnisses diese Reise des
Parlaments angemessen ist, wenngleich sie eine Aus-
nahme bleiben sollte. Darüber sind wir uns aber auch ei-
nig. Ich glaube, es ist gut, dass es gerade auch mit jungen
Menschen Diskussionen in unserem Land geben wird, die
daraus etwas über das deutsch-französische Verhältnis
lernen können.

Ich bin der festen Überzeugung, dass Deutschland
und Frankreich auch in Zukunft der Motor bleiben müs-
sen, äußere allerdings einen allerletzten Wunsch: Mit der

Erweiterung der Europäischen Union wird es noch
wichtiger sein, dass Deutschland und Frankreich als Mo-
tor einer europäischen Einigung auch die Fähigkeit auf-
bringen, kleine Länder ernst zu nehmen. Deutsch-franzö-
sische Kooperation darf woanders niemals so gesehen
werden, dass kleine Länder kein wirkliches Mitsprache-
recht mehr haben. Darauf müssen wir achten, auch bei den
weiteren Arbeiten im Konvent sowie in der sich ansch-
ließenden Regierungskonferenz.

Ich glaube, es ist richtig, dass unser Parlament diese
Debatte heute führt, und ich hoffe, sie ist zum Wohle des
deutsch-französischen Verhältnisses.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegin Krista Sager, Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen.

Krista Sager (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 81 Prozent
der Franzosen und 86 Prozent der Deutschen halten gute
deutsch-französische Beziehungen für wesentlich und
wichtig. Aber diese nüchternen Zahlen sagen kaum etwas
darüber aus, wie weit der Weg gewesen ist, den die ehe-
maligen Erbfeinde Deutschland und Frankreich erfolg-
reich hinter sich gebracht haben. Um die Bedeutung des
Élysée-Vertrages, der die deutsch-französische Zusam-
menarbeit auf eine neue, einzigartige Grundlage gestellt
hat, tatsächlich ermessen zu können, muss man schon ei-
nen Blick auf die Zeit vor 1963 werfen. Es ist aufschluss-
reich, was de Gaulle 1944 über Deutschland sagte:

Ein großes Volk, das aber ständig auf Krieg ausge-
richtet ist, weil es nur davon träumt, zu herrschen,
das immer bereit ist, denen, die ihm Eroberungen
versprechen, bis zum Verbrechen zu folgen, das ist
das deutsche Volk.

Das ist hart, aber es macht auch den Ausgangspunkt für
die französische Annäherung deutlich. Es stellte sich die
Frage: Was tun mit Deutschland, in der Mitte Europas,
nach zwei verheerenden Weltkriegen und nach dem nati-
onalsozialistischen Massenmord? Diese Frage stellten
sich nicht nur die französischen Nachbarn.

Es waren interessanterweise französische und deutsche
Opfer des Nationalsozialismus, aber auch Männer wie
Jean Monnet und Robert Schuman, die noch vor de Gaulle
und noch vor Adenauer erkannten, dass die Antwort auf
diese zentrale Frage nur in der europäischen Integration
liegen konnte. Als Voraussetzung für diese Integration
sollte die enge deutsch-französische Partnerschaft dienen.
Dass wir heute auf Jahre des Friedens, der Sicherheit und
des Wohlstands in Europa zurückblicken können, ist in
erster Linie dem strategischen Weitblick, aber auch dem
politischen Mut dieser Männer zu verdanken, vor allen
Dingen unseren französischen Nachbarn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Angela Merkel
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Dieser strategische Weitblick, diese Vision eines verein-
ten Europas ermöglichte erst das Hineinwachsen Deutsch-
lands in die Gemeinschaft der demokratischen Staaten
und Völker. Die Vision von der Integration des großen
Deutschlands in eine noch größere Gemeinschaft machte
es überhaupt erst möglich, die Angst vor Deutschland zu
überwinden, und gab außerdem eine Antwort auf die
Frage: Wie können wir die jahrhundertealte Geißel des
Nationalismus in Europa überwinden?

Mit dieser Antwort konnte man sich auch davon be-
freien, Deutschland dauerhaft schwach oder geteilt halten
zu müssen. Man konnte Deutschland als starken Partner
für Sicherheit und Wohlstand in Europa akzeptieren. Die
Unterstützung dieses Integrationsprozesses durch Frank-
reich hat letztlich überhaupt erst den Weg für die deutsche
Wiedervereinigung geebnet. Auch dafür sollten wir
heute dankbar sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Nicht Nationalismus und Abschottung, sondern Ver-
söhnung und Partnerschaft sind die Kernmotive der
deutsch-französischen Beziehung. Diese Kernmotive
sind auch heute noch Richtschnur dafür, wie wir mit den
osteuropäischen Staaten nach Überwindung der Block-
konfrontation umgehen. Sie liefern uns immer noch die
Hinweise auch dafür, wie wir mit den Konflikten auf dem
Balkan umgehen, wo erneut die europäische Geißel na-
tionalistischer Auseinandersetzungen und ethnischer Ver-
folgungen mitten in Europa entflammt ist. 

Frieden, Wohlstand und Sicherheit sind durch Annähe-
rung und Partnerschaft tatsächlich erreichbar. Tiefe 
Antagonismen und Nationalismen können tatsächlich
überwunden werden. Das durften wir durch die deutsch-
französische Partnerschaft lernen und diese Erkenntnis
können wir heute in Europa gemeinsam in die Bewälti-
gung der anstehenden Aufgaben einbringen.

Für diese Ziele brauchen wir auch weiterhin die Ver-
tiefung und die Erweiterung des europäischen Integra-
tionsprozesses. Lassen Sie mich eines zum Thema der
Erweiterung sagen: Aus den Reihen der Opposition wird
gefordert, die Grenzen der Europäischen Union zu defi-
nieren. Ich behaupte: Niemand kann derzeit die Finalität
der EU definieren. Der Erweiterungsprozess ist nicht ab-
geschlossen. Prodi hat zu Recht in Athen formuliert: Die
Tore der EU sind offen für den Balkan. Ob der Kandidat
dann aufgenommen wird, hängt von der Erfüllung der
wirtschaftlichen Bedingungen und der politischen Grund-
werte ab. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch sagen: Diese
Grundwerte, das, was die europäische Wertegemein-
schaft ausmacht, und nicht nur Wohlstand und Sicherheit
sind für die Beitrittsländer und -kandidaten besonders at-
traktiv. Diese Werte sind entscheidend französisch ge-
prägt. Sie beruhen auf den Werten der Französischen 
Revolution, der Aufklärung, der Deklaration der Men-
schenrechte, der Tradition des französischen Geistes-
lebens und der Rechtsstaatlichkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Dass Deutschland und Frankreich gemeinsam Motor
und Impulsgeber für diese Werte sein konnten, ist darauf
zurückzuführen, dass sie ihre Spaltung überwinden konn-
ten. Deswegen müssen wir aufpassen, dass die Erweite-
rung der Gemeinschaft nicht eine neue politische Spal-
tung auf unserem Kontinent hervorruft. Das sage ich
besonders all denjenigen, die jetzt nach einer Definition
der Grenzen verlangen.

Frau Merkel, Sie haben das Stichwort Türkei ange-
sprochen. Die CDU hat in ihrer Göttinger Erklärung eine
Beitrittsperspektive für die Türkei ausgeschlossen. Dazu
sage ich Ihnen: Der Geist des Élysée-Vertrages ist ein an-
derer. Der Geist des Élysée-Vertrages ist: Kooperation
und Integration statt Antagonismus. Das ist die Botschaft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Natürlich geht es um die Erfüllung der Beitrittskrite-
rien. Aber stellen wir uns einmal vor, wir hätten in den
frühen 60er-Jahren über den Vorschlag diskutiert, ob man
vor dem deutsch-französischen Vertrag nicht erst einmal
in Frankreich eine Abstimmung darüber durchführen
sollte, wie es die Franzosen mit den Deutschen halten.
Frau Merkel, ich bin froh, dass Sie dem Vorschlag eines
deutschen Referendums über den Beitritt der Türkei ent-
gegengetreten sind. Aber Sie hatten dafür eine falsche Be-
gründung. Sie wollen den Deutschen nicht das Recht ge-
ben, Volksentscheide und Volksbegehren durchzuführen.
Dies passt nicht in die Zeit; dies ist eine falsche Begrün-
dung. Sie hätten mit Blick auf das Jahr 1963 lernen kön-
nen, wie de Gaulle und Adenauer Ressentiments entge-
gengetreten sind, sie nicht befördert haben und wie sie
ihre Völker auf dem Weg, Antagonismen zu überwinden,
den sie für richtig erkannt haben, mitgenommen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Zu Recht ist hier auch das Deutsch-Französische Ju-
gendwerk besonders hervorgehoben worden. Gerade
wenn man das als besonders vorbildlich sieht, dann
müsste man heute eigentlich eher darüber nachdenken,
wie man die deutsch-türkischen Austauschbeziehungen
vertieft, nicht aber, wie man in diesem Zusammenhang
Unüberbrückbarkeiten besonders betont.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, dass die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit nach wie vor als Motor für den 
europäischen Prozess funktioniert, haben wir gerade vor-
gestern durch die Vorschläge des deutschen Bundeskanz-
lers und des französischen Staatspräsidenten erlebt.
Natürlich geben diese Vorschläge nicht auf alle Fragen
eine Antwort – diese Fragen werden im Konvent auch
weiter diskutiert werden müssen –, aber sie sind ein Kom-
promiss, um Europa handlungsfähiger, demokratischer
und für die Bürgerinnen und Bürger transparenter zu ma-
chen.

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies-
loch] [SPD])

Ich bin ganz sicher, dass wir diesen Weg weiter gehen
werden. Es gibt doch nichts Schöneres als die Vorstellung,
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dass der europäische Konvent in dem Jahr, in dem wir das
40-jährige Jubiläum des deutsch-französischen Vertrages
feiern, eine Verfassung und eine Grundrechtscharta vor-
legt. Das wäre doch wirklich die schönste Würdigung die-
ses deutsch-französischen Vertrages, die wir uns über-
haupt vorstellen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Befürchtung de Gaulles,
der deutsch-französische Vertrag führe zu einem Wider-
spruch und Frankreich könne mit den gleichzeitigen trans-
atlantischen Beziehungen nicht leben, hat sich zum Glück
nicht bewahrheitet. Alle Befürchtungen, der deutsch-fran-
zösische Vertrag schlösse aufgrund seiner Besonderheit
weitere Partner aus dem Integrationsprozess aus, haben sich
schon gar nicht bewahrheitet. Ich finde es richtig und gut,
dass gerade vorgestern Frankreich und Deutschland ihre be-
sondere Rolle auch mit Blick auf die gewachsene interna-
tionale Verantwortung Europas wahrgenommen haben.

Natürlich ist es wichtig gewesen, dass Bundeskanzler
und Staatspräsident hierbei deutlich gemacht haben, dass
wir auch eine besondere Verantwortung für den Frie-
den in der Welt haben. Dies heißt, dass die Arbeit der
Waffeninspekteure eine Chance haben muss und wir in
dieser Hinsicht jede Möglichkeit nutzen müssen, eine mi-
litärische Auseinandersetzung im Irak zu verhindern.
Auch das ist ein angemessener Beitrag Deutschlands und
Frankreichs zu einer größeren Verantwortung Europas für
den Frieden in der Welt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Frau Merkel, Sie haben zu Recht auf den Satz von 
de Gaulle hingewiesen, der deutsch-französische Vertrag
sei wie die jungen Mädchen und wie Rosen, die nur einen
Sommer blühen. Vielleicht sollte man, weil gerade die
Franzosen angeblich von Wein und Frauen besonders viel,
angeblich mehr als die Deutschen, verstehen, 

(Widerspruch des Abg. Laurenz Meyer
[Hamm] [CDU/CSU] – Dr. Wolfgang Gerhardt
[FDP]: Das sind alles Experten!)

den deutsch-französischen Vertrag eher mit gutem Wein
und gereiften Frauen vergleichen: Beide wachsen mit den
Jahren in ihrer Substanz, beide werden von Jahr zu Jahr
immer gehaltvoller und besser.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile dem Kollegen Wolfgang Gerhardt für die

FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist nicht

nur ein nüchternes Vertragswerk, über dessen Zustande-
kommen man hier diskutieren kann. Der Élysée-Vertrag
ist eine historische Leistung ohne Beispiel.

(Beifall bei der FDP)

Er erwuchs aus der unglückseligen Geschichte dieser bei-
den großen Völker mitten auf dem europäischen Konti-
nent. Diese Geschichte der unglückseligen Verkettung der
Erbfeindschaften hat Herr Müntefering sehr gut darge-
stellt; er hat dies zu Recht mit seinem persönlichen Bei-
spiel verwoben. Er ist ein Jahrgang, gar nicht weit von mir
entfernt, der beim Aufwachsen in seiner Familie das
Glück erlebte, dass sein Vater zurückkam; mein Vater ist
in Frankreich beerdigt. Daraus können wir beide wohl
schätzen, was ein solches Vertragswerk bedeutet. Es hat
die größte Friedensperiode geschaffen, die heute viele
vergessen – über die Selbstverständlichkeiten wird ja
nicht mehr geredet –; es versetzt die beiden Völker und
deren Repräsentanten in die Lage, auf europäischer Ebene
Impulse zu geben und Schritte zu realisieren, die nach
Ende der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges niemand
erwartet hatte.

Natürlich gab es Rückschläge. Nicht jede Gipfelveran-
staltung war ein großer Erfolg, aber bei den entscheiden-
den qualitativen Schritten der Europäischen Union sind
Frankreich und Deutschland die Impulsgeber gewesen.
Dabei gab es langwierige Verhandlungen, die zu schwie-
rigen Kompromissen führten. Die Ergebnisse wurden
aber von anderen als akzeptabel empfunden, weil sie wuss-
ten, dass zwischen uns, zwischen den Deutschen und den
Franzosen, oft viele psychologische nationale Unter-
schiede bestehen. Die Verhaltensweisen, die Mentalitäten
sind oft anders, aber die Anstrengungen, zu einem Kom-
promiss zu kommen, werden so respektiert, dass sie auch
für andere akzeptabel sind. 

Das ist das tiefe Geheimnis vieler gemeinsamer Vor-
schläge von Deutschland und Frankreich. Gerade in der
Unterschiedlichkeit liegt die Chance, dass erreichte Ver-
ständigungen für die anderen akzeptabel sind. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ein Grundsatz soll für uns gelten: Wir dürfen uns dabei
gegenseitig nicht überfordern und wir müssen anderen ge-
genüber sensibel sein. Es ist gelungen, dass vielen das
deutsch-französische Vertragswerk und die deutsch-fran-
zösische Freundschaft nicht nur als ein Stück diplomati-
scher Vernunft oder notwendiger Zusammenarbeit er-
scheinen. Es ist wahr, dass die Partnerschaften – die
Städtepartnerschaften, der Jugendaustausch und die viel-
fältigen Begegnungen – wirklich zu einem Fundament
unterhalb der Ebene der Begegnungen von Wirtschaft,
Verbänden und Politik geworden sind. 

Trotzdem empfinden wir, dass wir einen neuen Anstoß
geben müssen. Mit Blick auf die europäischen Gipfel der
letzten Jahre muss ich für meine Fraktion und mich ohne
Vorwurf sagen, dass von ihnen schwächere Impulse als
von früheren Veranstaltungen ausgegangen sind. 

Im Übrigen stehen wir nicht nur vor europäischen He-
rausforderungen: Es wird weiterhin kontrovers bleiben,
ob wir eine Ratspräsidentschaft über einen längeren Zeit-
raum wollen oder ob es nicht besser wäre, die Kommis-
sion, den Kommissionspräsidenten und das Europäische
Parlament zu stärken, um darin den entscheidenden An-
satzpunkt zu finden. Es ist natürlich auch eine Herausfor-
derung, über Staatsanwaltschaften, Grenzpolizei, Vertei-
digungspolitik und vieles andere in Europa zu reden. 

Krista Sager
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Ich will aber wegen der Kürze der Zeit gleich auf das
Wesentliche zu sprechen kommen: Die Bundesregierung
hat sich bisher im Hinblick auf die Resolution 1441 des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen betreffend den
Irakkonflikt und die Chance, Saddam Hussein durch In-
spektoren zur Offenlegung und gegebenenfalls zur Ver-
nichtung von Massenvernichtungswaffen zu bringen, 
etwas missverständlich und in der Person des Bundes-
außenministers reichlich sibyllinisch geäußert. 

Der Bundeskanzler hat – wir nehmen Sie, Herr Bun-
deskanzler, gern beim Wort – in dieser Woche erklärt, dass
die europäischen Partner auf eine zweite Entschließung
hinarbeiten müssen und er das auch für vernünftig halte.
Die gesamte Bundestagsfraktion der Freien Demokraten
stimmt Ihnen in dieser Äußerung ausdrücklich zu. 

(Beifall bei der FDP)

Nach 40 Jahren Élysée-Vertrag, nach den geglückten
Erfahrungen deutsch-französischer Verständigung in be-
deutsamen qualitativen europäischen Fragen und in der
Überzeugung, die Sie nun geäußert haben, dass eine eu-
ropäische Abstimmung, zumindest aber eine gemeinsame
französisch-deutsche Bewertung des weiteren Vorgehens
in der Irakfrage nicht nur wünschenswert, sondern unver-
zichtbar ist, möchte ich Sie ausdrücklich auffordern, bei
dieser Position zu bleiben und eine enge, verantwor-
tungsbewusste Abstimmung mit Frankreich herbeizu-
führen und – das füge ich ausdrücklich hinzu – beizube-
halten. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Auch Helmut Schmidt hat das heute Morgen vorge-
schlagen. Ich wiederhole das hier deshalb, damit wir uns
richtig öffentlich auseinander setzen und die Chance eines
solchen Freundschaftsvertrags mit Frankreich in der
Frage „Krieg oder Frieden“ – so stellen Sie es immer dar –
nutzen.

Dabei – das möchte ich ausdrücklich sagen – möchte
ich in dieser Debatte den großen Respekt aller Mitglieder
der Fraktion der Freien Demokraten hier im Bundestag
gegenüber dem französischen Staatspräsidenten erwäh-
nen. Er hat nach unserer Überzeugung durch seine Ver-
haltensweise, sein Verhandeln, seine klare Aussprache,
aber auch durch sein transatlantisches Bewusstsein stark
persönlich dafür gesorgt, dass die Entscheidung eine Auf-
gabe des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen gewor-
den ist und dort auch bleibt. Diese ausdrückliche Haltung
sollten wir respektieren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Diese Haltung ist nicht daraus entstanden, dass man
beiseite stand, sondern daraus, dass man sich eingemischt
hat und im Dialog geblieben ist. Deshalb sage ich: Es gibt
nicht nur europäische Herausforderungen für die deutsch-
französische Freundschaft. Es gibt heute internationale
Herausforderungen mit für unser Land und für die beiden
Völker hervorragenden Wirkungen.

Angesichts einer solchen Debatte und angesichts des
wichtigsten Punktes, des Themas „Krieg oder Frieden“,
möchte ich die Chance nutzen, dem Bundeskanzler und

der gesamten Bundesregierung zu sagen: Es sollte nichts
unversucht gelassen werden, aus der deutsch-französi-
schen Freundschaft die Kräfte zu bündeln, jetzt gemein-
same diplomatische Initiativen zu entwickeln und zu er-
greifen sowie gemeinsame Verantwortung deutlich
werden zu lassen, bis hin zu der Bereitschaft, bei einer ge-
meinsamen Verständigung dann auch entsprechend ge-
meinsam abzustimmen. Freundschaft und Klugheit ge-
bieten dies ganz einfach bei einem solchen Vertragswerk,
bei dessen Bedeutung und dessen Chancen.

Ich sage mit Dank für Ihre Aufmerksamkeit: Ich
glaube, beide Völker erwarten dies auch von uns. Damit
wäre für eine überzeugende Position der deutschen Bun-
desregierung in enger Abstimmung mit dem französi-
schen Nachbarn ein Weg zu gehen, der akzeptabel und
chancenreich wäre, der immer den Krieg als letztes Mit-
tel ansieht und vorher alles aus eigenen Kräften versucht,
ihn zu vermeiden. Sie sollten diesen Weg gehen. Dann
könnten Sie auf die Freien Demokraten hier in der Oppo-
sition bauen. Wir würden Sie dabei unterstützen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile nun dem Bundesminister Joseph Fischer,

Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir stehen
vor dem 40. Jahrestag des Élysée-Vertrages, eines Freund-
schaftsvertrages zwischen unserem Land und der Franzö-
sischen Republik. Es ist ein Freundschaftsvertrag, kein
Friedensvertrag, aber dieser Vertrag hat wesentlich zur
Institutionalisierung eines dauerhaften Friedens in Europa
beigetragen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Insofern stimme ich allen zu, die diesen Vertrag einen his-
torischen Vertrag, einen Jahrhundertvertrag genannt
haben, denn dies war er tatsächlich.

Franz Müntefering hat aus seiner Biografie heraus
nochmals die frühere Erbfeindschaft zwischen Deutsch-
land und Frankreich benannt. Gerade als Außenminister
begegne ich oft Gesprächspartnern, die sich noch exakt in
einer solchen Situation befinden. Erst jüngst fiel mir dies
wieder ein, als ich mit dem armenischen Staatspräsiden-
ten gesprochen habe. Dabei ging es um einen ähnlichen
Konflikt in Bergkarabach, um einen Konflikt, bei dem
zwei Völker, zwei Nachbarn um dasselbe Territorium
streiten, jeweils mit historischer Legitimität begründet.
Dabei fiel mir ein, welche Bedeutung die deutsch-franzö-
sische Freundschaft, die deutsch-französische Aussöh-
nung für den Frieden auf unserem Kontinent tatsächlich
hat.

Wir dürfen nicht vergessen – Franz Müntefering hat es
genannt, ich kann es biografisch nur unterstreichen –: In
meiner Schulzeit wurden die Lehrer noch nach Erbfeind-
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schaften eingeteilt. Da gab es diejenigen, die die Russen,
diejenigen, die die Angloamerikaner, und natürlich immer
wieder diejenigen, die die Franzosen als Erbfeinde be-
griffen haben. Hierauf beruhte die Einteilung. Dies klingt
heute bereits wie eine Geschichte aus einer längst vergan-
genen Zeit. Auch dies ist eine der großen Leistungen, die
der deutsch-französische Freundschaftsvertrag, der Ély-
sée-Vertrag, erbracht hat: die Selbstverständlichkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Denken wir doch einmal daran, was gerade diese
Grenze im deutschen Südwesten an Unglück für die dor-
tige Region, für Baden und für Rheinland-Pfalz und im-
mer wieder auch für das Saarland bedeutet hat und mit
welcher Selbstverständlichkeit diese Grenze staatsrecht-
lich heute noch existiert, aber faktisch die Menschen nicht
mehr trennt, sondern in einem gemeinsamen Europa
längst durchlässig geworden ist. Hierfür hat der Élysée-
Vertrag Wesentliches geleistet.

Meine Damen und Herren, die deutsch-französische
Aussöhnung war auf dem Hintergrund der Selbstzer-
störung des europäischen Staatensystems möglich. Das
Gleichgewicht der Mächte wurde in zwei großen Kriegen
im 20. Jahrhundert, die vor allen Dingen von Deutschland
und Frankreich geführt wurden, endgültig zerstört. Auf
dem Hintergrund dieser Erfahrung haben zwei großartige
Staatsmänner, nämlich Robert Schuman und Jean Monnet,
die Idee eines anderen Prinzips gehabt: gründend auf der
deutsch-französischen Aussöhnung die Integration der In-
teressen herbeizuführen.

Sie begannen mit der Wirtschaft, aber sie hatten natür-
lich auch die Kultur und vor allen Dingen die Politik im
Kopf. Das setzte voraus, dass Deutschland und Frank-
reich zusammenarbeiten, dass diese Erbfeinde gewisser-
maßen zu Erbfreunden werden. Das war und – ich unter-
streiche das – das ist bis zum heutigen Tag die Grundlage,
auch in einer erweiterten Union. Das ist der eigentliche
Charakter des deutsch-französischen Vertrages. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Diese Vision in Politik umzusetzen war von Anfang an
die große Leistung von Konrad Adenauer, von Willy
Brandt, von Helmut Schmidt, auch von Helmut Kohl und
jetzt von Gerhard Schröder, aller Bundeskanzler und aller
französischen Premierminister und Staatspräsidenten seit
Charles de Gaulle. Diese Vision in konkrete politische
Realität und gelebte gesellschaftliche Realität umzuset-
zen und dieses gemeinsame Europa zu bauen ist das obers-
te Ziel und meines Erachtens auch das oberste Interesse
beider Völker, beider Staaten. 

Dies gründet mit auf dem Élysée-Vertrag. Deswegen
ist es sehr wichtig – ich freue mich, dass diese Debatte zu
Ende gegangen ist; Frau Merkel, das soll keine Selbstver-
ständlichkeit sein –, dass die beiden Parlamente sich tref-
fen. Ich habe es gestern im Ausschuss gesagt: Vielleicht
haben wir, was die Symbolik betrifft, nicht die Sensibilität
unserer französischen Freunde. Aber für mich ist die Tat-
sache, dass beide Parlamente sich zum ersten Mal wirk-
lich plenar treffen, ein ganz wichtiges symbolisches Fak-

tum für die Versöhnung unserer beiden Völker. Insofern
wird diese Initiative von der Bundesregierung voll unter-
stützt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Wir haben natürlich von Anfang an auch die kultu-
relle Dimension gehabt, die zivilgesellschaftliche Zu-
sammenarbeit vor allem der Jugend. Das ist im deutsch-
französischen Freundschaftsvertrag, im Élysée-Vertrag,
von entscheidender Bedeutung gewesen. Wir sollten die-
ses Vertragswerk nicht nur rückblickend loben; hier
müssen wir uns für die Zukunft neue Initiativen vorneh-
men.

Mit einer gewissen Sorge sehe ich, dass die Sprachent-
wicklung, das heißt das Lernen der jeweils anderen Spra-
che, auf beiden Seiten eher rückläufig ist, um es ganz di-
plomatisch zu formulieren. Dafür gibt es Gründe: die
Globalisierung; die Tatsache, dass heute Englisch die Lin-
gua franca, die universale, die Weltsprache ist – ohne jeden
Zweifel. Aber wir würden auch und gerade in einem zu-
sammenwachsenden Europa viel an Zukunft im deutsch-
französischen Verhältnis verlieren, wenn wir nicht ver-
stärkt Wert darauf legten, dass das Lernen der jeweils
anderen Sprache für die kommende Generation wieder
auf eine breitere Grundlage gestellt wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Hier müssen wir uns gemeinsam mit den Ländern – ich
denke, da gibt es überhaupt keinen Widerspruch – ver-
stärkt in die Zukunft hinein engagieren. Ich weiß, wie
schwer das ist, aber ich halte das und gemeinsame kultu-
relle Initiativen für unverzichtbar. 

Sie sprechen die Agrarpolitik an. Wenn das Geld da
wäre, würde ich darüber gar nicht so diskutieren. Aber wir
müssen uns schon die Frage stellen, ob wir es uns in der
Welt des 21. Jahrhunderts auf Dauer werden erlauben
können, mehr als 40 Prozent des gemeinsamen Budgets in
der Europäischen Union für Agrarpolitik und Agrarsub-
ventionen auszugeben, während die gemeinsame Kultur-
entwicklung, Film etc., ziemlich Not leidend ist. Wenn Eu-
ropa – und das heißt auch Deutschland und Frankreich – in
der Welt von morgen, im 21. Jahrhundert seine Rolle spie-
len soll, müssen wir die Ressourcen anders einsetzen. Das
wissen Sie, Frau Merkel. Das ist der entscheidende Punkt.
Ich denke, das ist von zentraler Bedeutung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
FDP)

Lassen Sie mich hier nochmals klipp und klar sagen:
Die deutsch-französische Zusammenarbeit ist der Kern
und das Schwungrad der europäischen Entwicklung ge-
wesen und wird dies – so behaupte ich – auch unter den
Bedingungen der EU der 25 bleiben. Das ist die Erfah-
rung, die ich in den vergangenen vier Jahren gemacht
habe: Wenn Deutschland und Frankreich sich einig sind,
ist das nie exklusiv, gegen andere gerichtet gewesen, son-
dern hat immer als Schwungrad gewirkt. 

Bundesminister Joseph Fischer
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Bundesminister Joseph Fischer

Wir haben vorhin Adenauer und de Gaulle und die
Schwierigkeiten, die sich aus der Präambel ergeben ha-
ben, angesprochen. Das kam mir plötzlich bekannt vor.
Da hat sich im deutsch-französischen Verhältnis nicht
sehr viel geändert: Die Kompromisse sind schwierig; aber
wenn man sie einmal erreicht hat, treiben sie die europä-
ische Entwicklung unglaublich kraftvoll voran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Das ist das Faszinierende am deutsch-französischen Ver-
hältnis.

So nah wir als direkte Nachbarn aufgrund unserer His-
torie in vielen Bereichen auch beieinander sind, so unter-
schiedlich – das ist in einer Familie oft so – sind wir. Die-
ses Spannungsverhältnis ist seit Adenauer und de Gaulle
produktiv. Die Aufgabe des deutsch-französischen Mo-
tors ist es, diese Kompromisse für Europa voranzutreiben. 

Ich freue mich über Ihre positive Bewertung des vorges-
tern erreichten Kompromisses. Es war vor allen Dingen
auch eine große Leistung des Bundeskanzlers, die integrati-
ven Elemente in einem europäischen Verfassungskompro-
miss voranzubringen. Dass die Kommission vom Europä-
ischen Parlament gewählt wird, ist natürlich eine enorme
zusätzliche demokratische Legitimation für die Kommis-
sion im Rahmen einer zukünftigen Verfassung. Zugleich
handelt es sich dabei natürlich um einen gewaltigen
Kompetenzzuwachs sowohl für das Europäische Parla-
ment als auch für die Bürgerinnen und Bürger, die dieses
Europäische Parlament aufgrund dieser verstärkten Kom-
petenz anders sehen und indirekt einen Einfluss auf die
Zusammensetzung der Kommission haben werden.

Gleichzeitig werden wir in der Frage der Ausweitung
der Rechte der Kommission einen entscheidenden Schritt
nach vorne tun. So soll zum Beispiel die Kontrolle der Ge-
neraldirektionen von der Politik – genauer gesagt: von der
Kommission – wahrgenommen werden. Das halte ich
ebenfalls für einen ganz entscheidenden Schritt nach
vorne. Wer die praktischen Verhältnisse kennt, wird mir
zustimmen. Die Ausdehnung des Mitentscheidungsver-
fahrens auf sämtliche Legislativakte der Union ist für die
zunehmenden Rechte des Europäischen Parlaments eben-
falls von sehr großer Bedeutung. Darüber hinaus haben
Sie die Frage der gemeinsamen Außenpolitik angespro-
chen. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die ge-
meinsame institutionelle Vertretung der Außenpolitik in
Zukunft durch einen EU-Außenminister wahrgenommen
wird. 

Frau Merkel, als genauso wichtig sehe ich es an, dass
es uns im gesamten Bereich der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik jetzt gelungen ist, Mehrheitsent-
scheidungen generell einzuführen. Auch darin sehe ich ei-
nen ganz wichtigen Schritt nach vorn. Das reiht sich in die
über Jahre hinweg andauernde Zusammenarbeit dieser
Regierung mit der französischen Regierung ein. Eines
möchte ich Ihnen noch sagen: An diesem Punkt freue ich
mich, dass Sie Ihre Kritik, die Sie in der Vergangenheit
immer geäußert haben, ein Stück weit zurückgenommen
haben. Sie kritisierten ständig, der Bundeskanzler würde
die deutsch-französischen Beziehungen, die europäischen
Angelegenheiten insgesamt, schleifen lassen. Ich kann

Ihnen nur sagen: Mit der Agenda 2000 haben wir unter
diesem Bundeskanzler einen fast nicht möglich erschei-
nenden Kompromiss erreicht.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das war eine
Nullnummer!)

Das war die Voraussetzung dafür, dass wir in praktischen
Verhandlungen weiterkommen konnten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Unter der Vorgängerregierung wurde das Jahr 2000 als
Termin für den Beitritt Polens genannt. Ein halbes Jahr,
bevor wir die Regierung übernommen haben, waren die
Verhandlungsdossiers aufgeklappt worden. Unter der
deutschen Präsidentschaft hat der Verhandlungsprozess
Schwung bekommen. In Kopenhagen haben wir den his-
torischen Prozess, nämlich die Verhandlungen mit zehn
neuen Mitgliedstaaten, abgeschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und der SPD)

Darüber hinaus haben wir unter der deutschen Präsi-
dentschaft den zweiten Teil – nicht nur die Erweiterung der
Union – begonnen. Zugleich – dies geschah, gründend auf
den Kompromiss von Berlin, immer gemeinsam mit Frank-
reich – war es aufgrund der deutschen Initiative möglich,
den Konvent zu beginnen. Es geht also nicht nur um die Er-
weiterung, sondern auch um die Verfassung Europas.

Ich stimme der Kollegin Sager völlig zu: Wenn es in
diesem Jahr, dem 40. Jahrestag des Élysée-Vertrages, ge-
lingt, im Konvent zugleich zu einer europäischen Verfas-
sung zu kommen – die Arbeiten im Konvent laufen auch
dank der Führung von Präsident Giscard d‘Estaing sehr gut
–, dann hat sich das Vermächtnis des deutsch-französischen
Freundschaftsvertrages, des Élysée-Vertrages, 40 Jahre da-
nach erfüllt. Das war und ist das politische Ziel dieser Bun-
desregierung. Das ist die Politik von Bundeskanzler
Schröder und – das füge ich hinzu – Staatspräsident Jac-
ques Chirac. Ich finde, das ist eine beachtliche Leistung,
die im Interesse Europas liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Das gilt auch für unsere Verpflichtung zum Frieden.
Ich bin gerne bereit, diese Debatte an anderer Stelle auf-
zunehmen. An einem Tag wie heute sollten wir aber keine
taktischen Debatten darüber führen, wie die Regierung ir-
gendwohin geschoben werden kann.

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wiesloch]
[SPD] – Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das ist
schon wichtig!)

– Es ist für Sie wichtig und völlig legitim. An einem sol-
chen Tag sollten Sie das aber nicht tun. Jetzt ist nicht die
Stunde der Taktik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich sage Ihnen: Der deutsch-französische Vertrag ist

ein Freundschaftsvertrag, der vor allen Dingen Frieden
geschaffen hat. Wenn sich diese Bundesregierung zu et-
was verpflichtet fühlt – dabei sind wir nicht naiv –, dann
ist das die Verpflichtung zum Frieden. 
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An diesem Punkt ist für uns eines klar: Wir sind für die
Umsetzung der Resolution 1441. Das heißt, die Inspekto-
ren sollen ihre Arbeit tun. Unserer Auffassung nach gibt es
keinen Grund, militärische Gewalt einzusetzen. Unsere
Sorge ist viel zu groß, dass ein Einsatz militärischer
Gewalt im Irak eine Folgekette auslöst, die fatale Wir-
kungen haben könnte. Aus diesem Grund haben wir uns
von Anfang an klar positioniert. Wir haben gesagt, dass wir
uns an einer militärischen Aktion im Irak nicht beteiligen
werden. Dabei bleibt es. Das ist konkrete Friedenspolitik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile dem Kollegen Michael Glos, CDU/CSU-

Fraktion, das Wort.

Michael Glos (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Herr Bundesaußenminister, heute ist weniger die
Stunde des Selbstlobes als vielmehr die Zeit, darüber
nachzudenken, was uns der deutsch-französische Vertrag
gebracht hat und was wir aus diesem Geist, der damals die
Staatsmänner beflügelt hat, für unsere Zukunft mitneh-
men können. 

Wir sind sehr dankbar, dass wir heute auf 40 Jahre Ély-
sée-Vertrag zurückblicken können und dass das erfolg-
reiche Werk der Gründerväter, die die Erbfeindschaft zwi-
schen Deutschland und Frankreich überwunden haben
und die sich die Hand zur Versöhnung gereicht haben,
auch in die Zukunft getragen werden kann. Ich glaube, das
war damals eine Leistung, die zu Recht den Namen „his-
torisch“ verdient. Damals haben die Gründerväter euro-
päische Geschichte geschrieben. Wir alle in diesem Haus
müssen uns heute bewusst sein, dass deren Handeln für
uns in Zukunft Auftrag und Verpflichtung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP])

Frieden auf dem alten Kontinent war damals nicht un-
bedingt selbstverständlich. Wir sind sehr dankbar, dass
dies heute gerade für unsere Kinder und für die nachfol-
gende Generation vollkommen selbstverständlich gewor-
den ist. Das ist aber nicht immer automatisch so, sondern
an solchen Grundentscheidungen muss immer wieder
weitergearbeitet werden.

Die Bedeutung des Élysée-Vertrages im Einzelnen zu
würdigen hieße, Eulen nach Athen zu tragen. Es ist, wie
gesagt, viel wichtiger, das Ganze in der Zukunft fortzu-
setzen. Wir wissen, dass der Geist, der damals geherrscht
hat, auch heute notwendig bleibt, um viele Krisen in der
Welt zu überwinden. Wenn zwischen den Nachbarn Miss-
trauen herrscht, dann lassen sich Krisen nicht überwin-
den. Trotz der aktuellen Diskussion, trotz der drohenden
Kriegsgefahr im Nahen Osten, trotz der Tatsache, dass es
so aussieht, als ob manches in einem nicht zu stoppenden
Automatismus abläuft, dürfen wir nie vergessen, dass sich
der Einsatz um Frieden immer lohnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Dazu gehört immer auch das Überwinden von Miss-
trauen, weil nur dann, wenn man Misstrauen überwunden
hat, eine friedliche Nachbarschaft möglich ist. Darin liegt
der historische Kern des Élysée-Vertrages.

40 Jahre Élysée-Vertrag zeigen auch, dass sich
Deutschland Vertrauen bei seinen Nachbarn erworben
hat. Diese Nachbarn sind von Deutschland im letzten und
im vorletzten Jahrhundert nicht immer gut behandelt wor-
den. Wir freuen uns, dass wir Deutschen heute ein aner-
kannter Partner sind, sowohl bei unseren europäischen
Verbündeten als auch in der Welt überhaupt. Dazu gehört
Verlässlichkeit. Dazu gehört, dass wir Deutschen keine
Sonderwege mehr gehen, sondern dass wir unser politi-
sches Handeln für die Zukunft in diese Partnerschaft ein-
betten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn die deutsch-französische Partnerschaft für den
Fortgang der europäischen Einigung entscheidend gewor-
den ist, dann liegt das an der aufrichtigen Bereitschaft der
Menschen zur Verständigung untereinander. Es ist bereits
gewürdigt worden, dass es sehr viele Städte- und Regio-
nalpartnerschaften gibt, durch die die Menschen immer
wieder zusammenkommen. Der Herr Bundesaußenminis-
ter hat zu Recht beklagt, dass die französische Sprache
wie auch die deutsche Sprache in dem jeweils anderen
Land zu wenig gepflegt werden. 

Es gibt auch heute noch sehr viele idealistisch gesinnte
Jugendliche, denen der europäische Einigungsgedanke
und die deutsch-französische Verständigung am Herzen
liegen. Ich könnte Ihnen aus meiner eigenen Familie sehr
viel darüber berichten. Mein Sohn hat in Frankreich stu-
diert und dort ein juristisches Examen abgelegt. Insofern
kann ich auch einiges über die praktischen Erfahrungen
berichten, die die jungen Leute dort machen. Er ist sehr
idealistisch gesinnt dorthin gegangen und hat auch alles
gut bewältigt, aber es war ihm nicht verständlich zu ma-
chen, warum man sich in Frankreich ein Vierteljahr von
einer Behörde zur anderen anmelden muss, wenn man
dort als Deutscher in einem gemeinsamen Europa studie-
ren will. Sicherlich gibt es immer noch viele praktische
Schwierigkeiten, die überwunden werden müssen. Aber
daran muss gearbeitet werden. Es hilft nicht, mit dem Fin-
ger aufeinander zu zeigen. 

Entscheidend ist sicherlich auch – wie immer, wenn et-
was vorangehen soll –, dass die handelnden Personen ein
gutes Verhältnis zueinander pflegen und dass zwischen
den Staatsmännern die Chemie stimmt, wie man so sagt.
Ich erinnere daran, dass zwischen Adenauer und de Gaulle
die Chemie gestimmt hat; sonst wäre der deutsch-franzö-
sische Freundschaftsvertrag, über den wir heute reden,
nicht möglich gewesen. Ich erinnere daran, dass auch zwi-
schen Helmut Schmidt und Giscard d’Estaing die Chemie
gestimmt hat. Ich erinnere auch an das gute Verhältnis,
das zwei an sich so gegensätzlich erscheinende Personen
wie Helmut Kohl und François Mitterrand zueinander ge-
funden haben. 

Die CSU, für die ich hier spreche, hat diesen Prozess
immer unterstützt und ihm auf wichtigen Etappen ihren
Stempel aufgedrückt. Ich erinnere daran, dass Dr. Josef
Müller, einer unserer Parteigründer, zu den Europäern der
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ersten Stunde gezählt hat und dass aus der CSU bereits
1946, als es die D-Mark noch nicht gab, eine europäische
Währung gefordert wurde. Ich bin stolz darauf, dass der
damalige Vorsitzende meiner Partei, Theo Waigel, ent-
scheidenden Anteil am Zustandekommen der Europä-
ischen Währungsunion gehabt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man
den Blick nach vorne richtet, fallen einem viele aktuelle
Notwendigkeiten ein, zum Beispiel, dass Europa nur dann
stark werden und stark bleiben kann, wenn auch unsere
Wirtschaft gut funktioniert. Dabei haben wir Deutsche
eine besondere Verpflichtung. Ich will nicht alle Äuße-
rungen des französischen Premierministers Raffarin über
die mangelnden Anstrengungen der Deutschen zitieren,
den europäischen Wirtschaftsmotor flott zu machen. Wir
müssen aber zur Kenntnis nehmen, dass wir Deutsche in
Europa auch deswegen beliebt und geachtet sind, weil wir
immer der wirtschaftliche Motor waren. Dass dieser Mo-
tor stottert, ist bedauerlich. Es dient der deutsch-französi-
schen Freundschaft und der europäischen Einigung, wenn
wir wieder gemeinsam daran arbeiten und wenn die Bun-
desregierung auf diesem Gebiet noch besser wird, als es
der Herr Bundesaußenminister dargestellt hat.

Der Verfassungskonvent tritt jetzt in eine entscheidende
Phase. Wir fühlen uns bisher nicht sonderlich eingebunden.
Überhaupt muss man sich nicht wundern, Herr Bundes-
kanzler, wenn vieles in unserer Gesellschaft nicht mehr zu-
sammengeht, wenn Sie die politischen Eliten – dazu müs-
sen immer noch die politischen Parteien gezählt werden –,
die vorher immer über das notwendige Vorgehen einig
waren, die Opposition nicht mehr einbinden. Früher ist es
nie vorgekommen, dass sich ein EU-Kommissar an die
Opposition gewandt hat. Auch entscheidende Erweite-
rungsschritte – vorhin ist bereits über die Türkei gespro-
chen worden – sind nicht diskutiert worden. 

Ich meine, wir müssen bei dem, was wir künftig zu ge-
stalten haben, darauf achten, dass wir die Menschen auf
unserem Weg mitnehmen. Wir können ihnen keine weite-
ren Entscheidungen überstülpen. Auch gibt es gegenwär-
tig keinen nationalen Konsens, der überhaupt eine Recht-
fertigung dafür böte, etwas ohne weitere Diskussion und
ohne Mitentscheidung des Volkes durchzusetzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Men-
schen erwarten natürlich eine Antwort auf die Frage, wo-
hin in Europa die Reise geht. Die Menschen wollen wis-
sen, welche staatsrechtlichen Ergebnisse am Ende dieses
Prozesses zu erwarten sind, welches die Grenzen des ge-
meinsamen europäischen Hauses sind und über welches
Selbstverständnis das gemeinsame Europa verfügt. Nur
dann, wenn sich Europa am Schluss als Schicksals-
gemeinschaft versteht, wird es sich dauerhaft behaupten
können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP])

Nach wie vor befürchtet die große Mehrheit unseres
Volkes infolge des Fehlens eines echten europäischen Be-
wusstseins, Nation und Region würden auf dem Altar der
europäischen Einigung geopfert. Unter den gegenwär-

tigen Voraussetzungen sehe ich keinen anderen Weg als
den, die Rolle der Nationalstaaten noch immer als sehr
wichtig zu erachten. Der Vorschlag des französischen
Staatspräsidenten und des deutschen Bundeskanzlers, den
wir prüfen werden, sagt dies ebenfalls aus: Auch in Zu-
kunft wird Europa auf einem Verbund selbstständiger Na-
tionalstaaten aufbauen, die Souveränität nur in einem be-
grenzten Ausmaß an Europa übertragen. Es ist somit
zwingend erforderlich, Föderalismus und Subsidiarität
nicht nur in Paragraphen, sondern auch in der konkreten
Politik Rechnung zu tragen. Auch darum wird es beim
Verfassungskonvent gehen.

Wir dürfen ferner nicht vergessen, dass Europa auf ei-
nem verbindenden historischen Erbe aufbaut. Die Eu-
ropäer bekennen sich zu einer gemeinsamen Werteord-
nung auf den Grundlagen des Christentums und der
Aufklärung. Nur dann, wenn wir diese uns verbindenden
Werte aufrechterhalten, kann es zu einer eigenen gemein-
samen europäischen Identität kommen. Herr Bundes-
kanzler, Folgendes kann ich Ihnen in diesem Zusammen-
hang nicht ersparen: Dass die verbindenden europäischen
Werte, die man definiert, wie man es gerade braucht – als
es um die Türkei ging, ist darüber nicht diskutiert worden –,
ausgerechnet an Österreich ausprobiert werden sollten,
war ein schlimmes Bubenstück, das wir eigentlich ver-
gessen machen sollten, an das wir als Opposition aber im-
mer wieder erinnern müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aufgabe des gemeinsamen Europas muss es sein, die

globalen Probleme mit zu gestalten, Frieden und Freiheit
in der Welt zu erhalten und den Terrorismus zu bekämp-
fen, der natürlich auch Europa bedroht. Manche Diskus-
sionen in unserem Land – auch in unseren Reihen – zei-
gen, dass das Bewusstsein der Menschen zu gering ist,
dass auch wir in der Bundesrepublik Deutschland mitten
im Herzen Europas vom internationalen Terrorismus be-
droht sind und im eigenen Interesse gegen diesen Terro-
rismus vorgehen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dazu brauchen wir ein handlungsfähiges Europa. Lassen
Sie uns auch in Zukunft daran bauen!

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 

Abgeordneten der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile Kollegin Angelica Schwall-Düren, SPD-

Fraktion, das Wort.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Einer meiner Großväter liegt auf dem Hartmanns-
weiler Kopf, einem Bergrücken der Vogesen, begraben,
gefallen in den letzten Monaten des mörderischen Ersten
Weltkrieges. Mein Vater geriet 1945 verwundet in franzö-
sische Kriegsgefangenschaft. Meine Kindheit in Baden
war durch die französische Besatzung geprägt. Mein Va-
ter verdiente nach 1945 das Brot für seine junge Familie
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als Arbeiter im Dienst des französischen Militärs. Das
sind Einzelereignisse aus einer durch Feindschaft und
blutige Auseinandersetzungen geprägten deutsch-franzö-
sischen Geschichte.

Und dann geschieht nach dieser leidvollen Geschichte
das Unglaubliche: Trotz brutaler Okkupation Frankreichs
durch die Deutschen und trotz Gestapo- und SS-Terror ha-
ben unsere Nachbarn uns nach der NS-Zeit die Hand zur
Versöhnung gereicht. Franzosen und Deutsche haben aus
Feinden Freunde gemacht. Die zwischen den beiden Zi-
vilgesellschaften und Regierungen aufgebaute Partner-
schaft wurde bereits vor 40 Jahren durch den Élysée-Ver-
trag feierlich besiegelt. 

Heute fragen uns viele Menschen: Macht es denn noch
Sinn, wegen der notwendigen Versöhnung ein besonderes
Verhältnis zu Frankreich zu rechtfertigen und aufrechtzu-
erhalten? Die Versöhnung ist doch längst erledigt. Heute
geht es doch um andere Fragen in Europa. Heute muss
zum Beispiel die Aussöhnung mit Tschechien und Polen
vorangebracht bzw. vollendet werden. Heute muss die eu-
ropäische Zukunft gestaltet werden. 

In der Tat ist das, was noch unsere Eltern und Groß-
eltern für undenkbar hielten, nämlich dass sie ohne jede
Schranke in das jeweils andere Land reisen und dass Fran-
zosen und Deutsche in Freundschaft miteinander leben, für
die jüngere Generation zu einer solchen Selbstverständ-
lichkeit geworden, dass sie den weiten Weg kaum ermes-
sen kann, den unsere beiden Völker aufeinander zugegan-
gen sind. Sie versteht auch kaum, dass auch noch heute
einzelne Vorfälle genügen, damit man sich bei unseren
Nachbarn des hässlichen Deutschen erinnert. Aussöhnung,
gute Nachbarschaft und Freundschaft müssen also auch
mit den Menschen unseres großen westlichen Nachbarlan-
des immer wieder neu gewonnen und gelebt werden. 

Eine Bürgerin schrieb mir dieser Tage: 

Ich wünsche uns, dass wir nicht ermatten in dieser
Tätigkeit, die heute vielleicht schwieriger ist, sich
mehr rechtfertigen muss als damals, wo man die Ver-
söhnung als Glück und Fortschritt erlebt hat und
nicht als etwas Gewöhnliches. 

Die deutsch-französische Zusammenarbeit hatte aber
von Anfang an eine weit über die Verarbeitung der Ver-
gangenheit hinausweisende Bedeutung und Aufgabe. Aus
unterschiedlichen Motiven heraus – das ist schon ange-
sprochen worden – wollten Deutschland und Frankreich
die Westintegration der Bundesrepublik. Es war klar, dass
dies nur über den europäischen Einigungsprozess mög-
lich war. In den 50er-Jahren waren Deutschland und
Frankreich deshalb maßgeblich an der Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft beteiligt. Dabei war die Ver-
ständigung weder selbstverständlich noch einfach zu be-
werkstelligen. Es war und ist durchaus nicht so, dass sich
in Deutschland und Frankreich gesellschaftliche Ent-
wicklungen in gleicher Weise vollzogen oder sich Tradi-
tionen und Wertvorstellungen völlig identisch herauskris-
tallisierten. Daraus ergibt sich, dass unsere Länder auch
nicht von vornherein gleich gerichtete Interessen haben
und auch nicht hatten. Dafür lassen sich viele Beispiele
anführen. Eines davon ist der unterschiedliche Umgang
mit den Risiken der Nukleartechnologie. 

Über den Versöhnungswillen, über den brennenden
Wunsch hinaus, unsere beiden Völker mögen aufhören,
im Generationenabstand ihre Jugend auf den Schlachtfel-
dern zu opfern, gab es drei Grundlagen für die erfolgrei-
che Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frank-
reich: 

Erstens: eine Balance zwischen Partnern mit unter-
schiedlichen Stärken. Deutschland, durch den Viermächte-
status gebunden und mit eingeschränkter Souveränität,
war politisch zunächst ein Zwerg. Das deutsche Wirt-
schaftswunder hatte es aber mit sich gebracht, dass die
Bundesrepublik zur bedeutendsten europäischen Wirt-
schaftsmacht geworden war. Frankreich tat sich dagegen
schwerer, den Weg von der alten Industrienation in das
hochtechnologische Zeitalter zu finden. Politisch war
Frankreich aber gleichberechtigtes Mitglied im Kreis der
ehemaligen alliierten Kriegsgegner Deutschlands. 

Zweitens: der feste Wille, Gegensätze zu überwinden
und die anstehenden Herausforderungen im Konsens zu
meistern. 

Drittens: die Arbeit an einem gemeinsamen Projekt,
wie es beispielsweise die Währungsunion darstellte, die
bereits von Giscard d’Estaing und Helmut Schmidt als
Idee entwickelt und dann von François Mitterrand und
Helmut Kohl in die Tat umgesetzt wurde.

Trotz zeitweise auftretender Schwierigkeiten ist es im-
mer wieder zu wegweisenden deutsch-französischen Ini-
tiativen gekommen. Dabei spielte im Übrigen die politi-
sche Farbe kaum eine Rolle. Ohne den gemeinsamen
deutsch-französischen Willen hätte es weder den Binnen-
markt noch das Verschwinden der Grenzkontrollen im
Schengen-Raum gegeben.

Nun ist viel darüber spekuliert worden, ob in den 90er-
Jahren und erst recht mit Amtsantritt der rot-grünen
Regierung der deutsch-französische Motor ins Stocken
geraten sei. 

(Zuruf von der FDP: Ja, ist er!)

Ich sehe das nicht so. Allerdings hatte sich die über Jahr-
zehnte existierende Balance zwischen den beiden Län-
dern nach dem 30. Geburtstag des Élysée-Vertrages ver-
ändert. Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten
hat Deutschland wieder seine volle Souveränität erhalten.
Das relative politische Gewicht des größer gewordenen
Deutschland als normaler Staat ist auch im Vergleich zu
Frankreich gestiegen. Dagegen haben der Zusammen-
bruch der ostdeutschen Industriestrukturen und die Not-
wendigkeit, die neuen Länder ökonomisch und sozial 
zu integrieren, zu einer wirtschaftlichen Schwächung
Deutschlands geführt. Frankreich hat den Übergang ins
Zeitalter der Globalisierung etwas besser meistern kön-
nen. Aber Frankreich sorgte sich, dass Deutschland mit
dem Fallen des Eisernen Vorhangs seine Energie nun da-
rauf richten würde, wieder Sonderbeziehungen zu osteu-
ropäischen Ländern aufzubauen und daraus besondere
Stärke zu beziehen. 

Nicht zuletzt deshalb war es ein besonderer Glücksfall,
dass die Außenminister Polens, Frankreichs und Deutsch-
lands, Skubiszewski, Dumas und Genscher, den Grund-
stein für das „Weimarer Dreieck“ gelegt haben, das nicht
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nur für die Heranführung Polens an die EU nützlich war,
sondern auch Frankreich neben Deutschland eine wich-
tige Rolle bei dieser Heranführungsstrategie gab. Das ist
im Übrigen ein Beleg dafür, dass die deutsch-französische
Beziehung andere Partner nicht ausschließt, sondern auf
Integration gerichtet ist.

Zum Ende der 90er-Jahre war auch das gemeinsame
Projekt Euro erfolgreich abgeschlossen, sodass ein wich-
tiger Fixpunkt für die deutsch-französische Zusammen-
arbeit wegfiel. Dies alles machte es notwendig, dass die
Partner zu einer neuen Rolle und zu neuen Projekten fan-
den.

Doch lassen Sie mich zunächst noch auf einen anderen
Punkt eingehen. Über die gesamten 40 Jahre des Beste-
hens des Élysée-Vertrags hinweg haben Kontakte und 
Zusammenarbeit der Zivilgesellschaft das deutsch-fran-
zösische Verhältnis wesentlich bestimmt; Frau Griefahn
wird darauf noch näher eingehen. Unzählig viele Arbeits-
und Freundschaftsbeziehungen sind entstanden. Immer
mehr dauerhafte Beziehungen sind das Ergebnis.

Wo Menschen zusammenleben, entstehen auch neue
Konflikte und nicht immer können sie von den Beteiligten
selbst gelöst werden. Auch deutsch-französische Paare
trennen sich gelegentlich und manchmal schaffen es die
Menschen nicht, ihre Trennung so zu organisieren, dass
ihre Kinder weiter regelmäßigen Kontakt zu beiden El-
ternteilen behalten. Eine unterschiedliche Rechtspraxis in
unseren Ländern kann die Konflikte noch verschärfen.

Deshalb hatten die Justizministerinnen Frankreichs
und Deutschlands 1999 eine sechsköpfige deutsch-fran-
zösische parlamentarische Mediatorengruppe ins Leben
gerufen, die zerstrittenen binationalen Paaren helfen
sollte, eine Regelung zugunsten ihrer Kinder zu finden.
Diese Einrichtung ist ein Beispiel für zahlreiche Aktivitä-
ten, die durchaus unspektakulär dazu beitragen, deutsch-
französische Anliegen gemeinsam voranzubringen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei den großen europäischen Projekten erweist sich
zum wiederholten Male die Stärke der deutsch-fran-
zösischen Zusammenarbeit: Voraussetzungen für die 
EU-Erweiterung mussten geschaffen werden. Mit einer
europäischen Verfassung soll in diesem Jubiläumsjahr die
Handlungsfähigkeit der EU angesichts größerer und
neuer Herausforderungen gestärkt werden.

Wegen der Notwendigkeit, den EU-Stabilitätspakt ein-
zuhalten, und angesichts weltweiter Konjunkturschwäche
ist die Finanzierung der EU-Erweiterung mit Augenmaß
zu betreiben. Dabei – das ist schon angesprochen worden –
fällt der umfangreiche Agrarhaushalt besonders ins Ge-
wicht. Hier sind die unterschiedlichen Interessen der Eu-
ropäer auch sehr deutlich: Das Agrarland Polen als wich-
tigster Vertreter der Beitrittsländer wollte für seine Bauern
wie die Altmitglieder Direktzahlungen erhalten. Deutsch-
land wollte als größter Nettozahler keine zusätzlichen
Mittel aufbringen. Frankreich mit seiner Agrarstruktur
wollte auf keinen Fall auf Mittel verzichten. Trotz 
dieser schwierigen Ausgangslage haben es Deutschland
und Frankreich geschafft, auf dem Brüsseler Gipfel den

Agrarkompromiss zu schließen, dem sich die anderen
Mitglieder anschließen konnten und der die Erweiterung
möglich gemacht hat. Der deutsch-französische Motor hat
funktioniert. 

Auch in Zukunft wird die Bewältigung dieser histori-
schen Erweiterungsrunde hohe Anforderungen an das
deutsch-französische Tandem stellen. Das anstehende Zu-
kunftsprojekt der Vollendung der Einigung Europas durch
die Erweiterung und die Vertiefung ist von historischer
Dimension. Das Ziel muss es sein, dass auch die erwei-
terte EU demokratisch, handlungsfähig, bürgernah, trans-
parent und solidarisch ist. 

Die dafür nötigen Weichenstellungen müssen im Euro-
päischen Verfassungskonvent vorgenommen werden.
Deutschland und Frankreich – das zeigt sich wieder – wer-
den sich gemeinsam für den Erfolg des Konvents und für
die weitere Vertiefung der Europäischen Union einsetzen.
Der Außenminister und unser Fraktionsvorsitzender Franz
Müntefering haben schon den Hinweis auf die verschiede-
nen konkreten Initiativen im Hinblick auf die Konventsar-
beit, die wirtschaftliche Zusammenarbeit, die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik und den Raum der
Sicherheit, des Rechts und der Freiheit gegeben.

Die Bilanz des Élysée-Vertrages ist also nicht nur po-
sitiv, sie ist sogar hervorragend. Wir alle sollten dazu bei-
tragen, dies deutlich zu machen und Impulse für die Fort-
setzung der deutsch-französischen Zusammenarbeit zu
setzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Parlamente werden diese Initiativen über das Feiern
des Geburtstages hinaus durch konkrete Arbeit begleiten.

Es macht Sinn, kommende Woche zu unseren Kollegen
nach Versailles zu fahren. Ich darf Alfred Grosser zitieren,
der in Frankfurt am Main geboren wurde und nach Frank-
reich emigrieren musste – er ist ein großer Kenner
Deutschlands –:

Wunderbar ist, dass endlich einmal die Volksvertre-
tungen spektakulär zusammenkommen; das hat
mehr Symbolkraft als jedes Treffen der Regierenden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Ernst Burgbacher,

FDP-Fraktion.

Ernst Burgbacher (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! 40 Jahre Élysée-Vertrag, das bedeutet Aufbau einer
tiefen und vor allem einer belastbaren Freundschaft zwi-
schen den Menschen diesseits und jenseits des Rheins.
40 Jahre Élysée-Vertrag bedeutet auch eine intensive Ko-
operation mit vielen Mechanismen zwischen Regierun-
gen und teilweise zwischen Parlamenten. Die Intensität
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dieser Kooperation war nicht immer gleich. Man muss
schon feststellen: Mit Amtsantritt der Regierung Schröder/
Fischer ist dieser Motor ins Stottern geraten und er hat lei-
der viel zu lange gestottert.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Dr.
Angelica Schwall-Düren [SPD]: Falsch! – Peter
Hintze [CDU/CSU]: Stottern ist noch freund-
lich!)

Die FDP-Fraktion begrüßt ausdrücklich, dass die Zu-
sammenarbeit in den vergangenen Monaten wieder besser
geworden ist. Wir begrüßen ausdrücklich, dass diese Zu-
sammenarbeit, anknüpfend an vergangene Perioden, wie-
der Erfolge zeigt. Auch das soll hier ganz deutlich gesagt
werden. Wir mahnen aber auch an, dort, wo es Konflikte
gibt, diese auszusprechen. Wir veranstalten heute keine
Feierstunde – sie findet nächste Woche statt –, sondern
wir führen eine Parlamentsdebatte durch.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Es beunruhigt mich schon, zu sehen, dass die Franzo-
sen heute – vor einigen Jahren hatten sie noch ein Stück
weit Angst vor der wirtschaftlichen Übermacht Deutsch-
lands – eher Angst davor haben – ich erinnere an die Aus-
sagen von Raffarin –, dass Deutschland Europa wirt-
schaftlich herunterzieht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Herr Bundeskanzler, das beste Geburtstagsgeschenk, das
Sie nächste Woche nach Versailles mitnehmen könnten,
ist eine Änderung der Wirtschafts- und Finanzpolitik, da-
mit in Deutschland endlich wieder Wachstum erfolgt, wo-
durch auch die Wirtschaft in Europa wieder angekurbelt
würde.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

40 Jahre Élysée-Vertrag heißt enge Kooperation zwi-
schen den Regierungen. Ich meine, es ist jetzt höchste
Zeit, diese durch eine enge Kooperation zwischen den
Parlamenten zu ergänzen. Gemeinsame Sitzungen der
Auswärtigen Ausschüsse, der Europaausschüsse, eine
enge Begleitung der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik durch die Parlamente, aber auch ein regel-
mäßiger Austausch einzelner Abgeordneter, Hospitations-
programme der Abgeordneten, das müssten wir viel mehr
initiieren; denn wir haben doch gelernt: Dort, wo Men-
schen zusammenkommen, funktioniert die Zusammenar-
beit. Diesem Motto sollten wir auch in diesem Parlament
viel mehr folgen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

40 Jahre Élysée-Vertrag heißt, die Begegnungen und
die Freundschaft zwischen den Menschen zu stärken. Und
da hat sich, verehrte Frau Kollegin Schwall-Düren – da
stimme ich Ihnen zu –, etwas verändert. Die Generation
derer, die den Krieg noch erlebt hat, tritt nach und nach
von der politischen Bühne ab. Die jungen Leute haben
diesen besonderen Bezug nicht mehr. Es ist ja so, dass das,
was wir bisher erreicht haben, nämlich dass Kooperation

selbstverständlich ist und die Versöhnung erfolgt ist, die
Raison d’être des Vertrages ein Stück weit obsolet ge-
macht hat. Deshalb müssen wir die jungen Menschen da-
von überzeugen, wie wichtig das besondere Verhältnis
zwischen Deutschland und Frankreich ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Angelica
Schwall-Düren [SPD])

Herr Außenminister, ich stimme Ihnen ausdrücklich
zu: Zentrale Bedeutung hat hier die Sprache. Es muss uns
schon mit Sorge erfüllen, wenn in Deutschland nur etwa
14 Prozent der jungen Menschen Französisch lernen und
in Frankreich weniger als 10 Prozent Deutsch lernen. Die
Zahl der Einschreibungen an germanistischen Instituten
in Frankreich ist in den Jahren 1999 und 2000 um mehr
als die Hälfte zurückgegangen.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist
das!)

Da dürfen wir nicht einfach untätig zusehen. Meine Da-
men und Herren, wir müssen hier agieren. Hier liegt für
unsere junge Generation eine riesengroße Chance. 

Nach Schätzungen des deutschen Botschafters in Paris
können derzeit zwischen 20 000 und 40 000 Stellen in
Frankreich nicht besetzt werden, weil die Bewerber über
keine deutschen Sprachkenntnisse verfügen. Das franzö-
sische Wirtschaftsministerium nennt sogar eine Zahl von
180 000. Hier muss etwas getan werden. Es dürfen nicht,
wie es in den letzten Jahren erfolgt ist, Kultureinrichtun-
gen geschlossen werden, vielmehr müssen wir Kulturein-
richtungen schaffen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir müssen gemeinsame Projekte durchführen. Der in
Baden-Württemberg beschrittene Weg, Französisch in
Grundschulen in der Nähe zur französischen Grenze als
Pflichtfach einzuführen, ist richtig.

Ich möchte zum Schluss kommen: 40 Jahre Élysée-Ver-
trag impliziert auch, dass wir uns entsprechend verhalten.
Die Menschen schauen auch auf uns. Ich habe, ehrlich ge-
sagt, manche kleinkrämerische Reaktion in der Partei
Konrad Adenauers in Bezug auf unser Treffen nächste Wo-
che nicht verstanden. Die Freundschaft lebt von Symbolen.
Die Unterzeichnung des Vertrages war ein solches Symbol.
Das Treffen in Versailles in der nächsten Woche wird ein
weiteres Symbol sein und auch zu neuen Aufbrüchen
führen. Für die FDP-Fraktion sage ich: Wir sind stolz da-
rauf, in Versailles an diesem Prozess mitwirken zu dürfen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten

der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegin Gesine Lötzsch.

Dr. Gesine Lötzsch (fraktionslos):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Blick
auf die deutsch-französischen Beziehungen hat für mich

Ernst Burgbacher
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als ostdeutsche Parlamentarierin noch mehr Aspekte, als
hier schon beschrieben wurden. Die Erfahrungen meiner
Generation sind noch durch das Frankreichbild geprägt,
das in der DDR vermittelt wurde. Dieses Bild war ambi-
valent: Auf der einen Seite wurde die Geschichte der Wi-
dersprüche und der Kriege zwischen beiden Völkern ver-
mittelt, auf der anderen Seite gab es Hochachtung vor den
französischen Beiträgen zur Aufklärung und große Sym-
pathien für die revolutionäre Tradition von 1789, für die
Tradition der Pariser Kommune und nicht zuletzt für die
Kämpfe der Résistance gegen Faschismus und Krieg. So
spiegelte sich unser Bild von Frankreich auch in den Er-
zählungen vieler Antifaschisten wider, die zusammen mit
Franzosen gegen die deutsche Invasion in der Résistance
gekämpft haben.

Der französische Botschafter in der Bundesrepublik er-
klärte 1995 gegenüber Deutschen, die in der Résistance
gegen Hitler gekämpft hatten, dass die Wurzeln der
deutsch-französischen Versöhnung in dem gemeinsamen
Kampf gegen den Faschismus liegen. Ich kenne viele
deutsche Kämpfer der Résistance, die in Frankreich mit
offenen Armen empfangen werden, aber in der Bundesre-
publik, leider auch von dieser Regierung, bisher nicht die
entsprechende Aufmerksamkeit erfahren haben. Hier gibt
es, wie ich denke, noch Nachholbedarf.

Aus all meinen persönlichen Erfahrungen speiste sich
immer ein Gefühl der Achtung und des Respekts gegen-
über dem französischen Volk, einem Volk, das sich zu An-
tifaschismus, Toleranz und gesellschaftlichem Fortschritt
bekannte. Ganz im Gegensatz zur Bundesrepublik der
60er- und 70er-Jahre, wo gegen solche Leute Berufsver-
bote verhängt wurden, spielten im politischen Leben
Frankreichs Linke und Kommunisten immer eine nor-
male und geachtete Rolle. Viele Prominente und Intellek-
tuelle schlossen sich der kommunistischen und der Ge-
werkschaftsbewegung an. So kam Frankreich bei vielen
Ostdeutschen oft besser weg als die damalige Bundesre-
publik.

Ich verstehe daher auch den Beitrag der Ostdeutschen
als Träger von deutsch-französischen Beziehungen nicht
nur quantitativ, sondern auch als kulturelle Bereicherung,
die auf die Traditionen von Humanismus, Antifaschismus
und gesellschaftlicher Toleranz Bezug nimmt und die
dazu beitragen kann, die in der Geschichte entstandenen
und leider sicher auch heute noch in der einen oder ande-
ren Form vorhandenen Vorbehalte zwischen beiden Völ-
kern abzubauen und zu überwinden.

Ich möchte zum Abschluss noch einen Aspekt beson-
ders hervorheben. Die große Lehre aus der deutsch-fran-
zösischen und der europäischen Geschichte, die über
Jahrhunderte viele verheerende Kriege hervorbrachte, be-
steht in der Erkenntnis, dass sich Konflikte nicht mit
Gewalt lösen lassen. Umso mehr muss dieser Jahrestag
auch Anlass für ein gemeinsames Bekenntnis zu Frieden
und Zusammenarbeit sein. Angesichts der Gefahr eines
neuen Golfkrieges liegt es, so denke ich, auch in der be-
sonderen Verantwortung der Bundesrepublik und Frank-
reichs, sich als Mitglieder des Sicherheitsrates aktiv für
einen friedlichen Weg einzusetzen und dies auch dann zu
tun und durchzuhalten, wenn es Gegenwind gibt, statt ei-
ner falschen Doktrin zu folgen. Denn der Krieg wird die-

ser Region keine Befriedung geben, sondern zu neuem
Terror aufwiegeln.

Möge sich hier die Achse Paris–Berlin als eine verläss-
liche Stütze der europäischen und internationalen Kriegs-
gegner erweisen. Ich denke, dabei haben die politisch Ver-
antwortlichen das deutsche und das französische Volk auf
ihrer Seite.

Vielen Dank.

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Gert Weisskirchen, SPD-Fraktion.

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jean
Monnet hat einmal gesagt: Europa ist ein Beitrag zu einer
besseren Welt. War das nicht eigentlich das Leitmotiv, das
dem Élysée-Vertrag seinen Sinn gegeben hat und für im-
mer geben wird, nämlich – wie es darin heißt – eine alte
Rivalität zwischen den Deutschen und den Franzosen zu
beenden, damit sie solidarisch miteinander leben? Charles
de Gaulle und Konrad Adenauer haben damals als ge-
meinsames Ziel erklärt, „dass die Verstärkung der Zu-
sammenarbeit ... einen unerlässlichen Schritt auf dem
Wege zu dem vereinigten Europa bedeutet“.

Die deutsch-französische Freundschaft also muss, seit-
her jedenfalls, immer wieder neu erkämpft und erarbeitet
werden. Sie ist keine Selbstverständlichkeit. Sie lebt, wenn
sie immerfort aufgebaut wird, getragen aus der Mitte un-
serer Gesellschaften, immerzu angetrieben von einem ste-
tigen politischen Willen. Tausende von Städtepartner-
schaften, von Gemeinden, die zueinander gefunden haben,
bilden das feste Netzwerk, das wir miteinander geschaffen
haben. Dieses Netzwerk der Zivilgesellschaften, der Men-
schen, die zusammenarbeiten, ist unzerreißbar. Durch die
Instrumente, die entwickelt worden sind, haben in diesen
40 Jahren beispielsweise 6,5 Millionen Jugendliche an
Austauschprogrammen teilgenommen. Es sind noch im-
mer jährlich – Frau Merkel hat das Thema angesprochen –
140 000 Jugendliche, die einander begegnen. Daran wol-
len wir festhalten, denn das ist das feste Fundament, auf
dem wir eine gemeinsame Zukunft aufbauen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
FDP)

Der Élysée-Vertrag war ein Meilenstein, der Deutsch-
land einen Weg in die Europäisierung gezeigt hat. Viel-
leicht darf ich an die Kolleginnen und Kollegen von der
Union gewandt sagen – gerade als Deutscher, gerade als
Mitglied der Sozialdemokratie, die gegründet worden ist,
um die Enge des nationalen Denkens zu überwinden –: Es
war ein Glücksfall, dass Konrad Adenauer und Charles de
Gaulle, die beide aus einem eher konservativen Lager
stammten, zueinander gefunden haben. Es war auch für
die Sozialdemokratie ein glücklicher Umstand, weil da-
mit die Zeit jahrzehntelanger Gegnerschaft und Rivalität
zwischen Deutschen und Franzosen beendet werden
konnte.
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Denken Sie an 1871, als es im Reichstag Stimmen 
– wenn auch nur wenige Stimmen, darunter die von 
August Bebel – gegen den deutsch-französischen Krieg
gegeben hat. Das ist die Tradition, die die deutsche und
französische Sozialdemokratie miteinander verbindet: Es
gab den Versuch, den Ersten Weltkrieg abzuwenden. Ich
nenne ferner die Demonstrationen, an denen Léon Blum
und August Bebel in Basel teilgenommen hatten, um die
schreckliche Tragödie, die dann über Europa hereinbrach,
zu verhindern.

Denken Sie an 1925, als im Heidelberger Programm
der deutschen Sozialdemokratie gefordert wurde – dies ist
vielleicht ein verstaubter Begriff –: Wir wollen die Verei-
nigten Staaten von Europa schaffen. Was wäre geschehen,
wenn dieser Grundgedanke der Sozialdemokratie damals
Realität geworden wäre? Vielleicht wären diesem Konti-
nent die zwei Weltkriege, die ihn so zerrissen haben und
die ihn haben so bluten lassen, erspart geblieben. Dieser
Grundgedanke liegt in der Tradition der Sozialdemokra-
tie beider Länder und der europäischen Sozialdemokratie.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nicht vergessen werden darf: Der Élysée-Vertrag hat
schießlich die Möglichkeit geschaffen, dass Willy Brandt
seine Ostpolitik machen konnte. Nur aufgrund der festen
Verwurzelung Deutschlands in der atlantischen Allianz
und in der Europäischen Gemeinschaft sowie der festen
Freundschaft zwischen Frankreich und Deutschland war
es möglich, dass es eine nach Osten gewandte Politik der
Verständigung gab. Die Politik Willy Brandts war nur
möglich – er hat das immer wieder betont –, weil es diese
feste Bindung Deutschlands an Europa gegeben hat.
Darin liegt der unendlich große historische Gewinn, den
Konrad Adenauer und Charles de Gaulle für unsere bei-
den Nationen geschaffen haben. Auf diesem Fundament
stehen wir und auf diesem Fundament werden wir weiter-
arbeiten, damit – dieses Ziel wurde schon im Élysée-Ver-
trag formuliert – Europa ein Kontinent des Friedens wird.
Diesem Ziel bleiben wir verpflichtet und daran werden
wir weiterarbeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich hat es – auch das ist heute schon angespro-
chen worden – in der Freundschaft zwischen Frankreich
und Deutschland immer wieder Verstimmungen gegeben.
Es gab auch manches Missverständnis. Vielleicht sollten
wir überlegen – Kollege Gerhardt hat es vorhin schon an-
gesprochen –, woher ein Teil dieser Missverständnisse
kommt. Ein Teil rührt sicherlich daher, dass wir unter-
schiedliche historische Erfahrungen haben. Frankreich
achtet aus seiner großen Tradition der Aufklärung und der
bürgerlichen Revolution heraus natürlich darauf, dass der
Zentralstaat das wichtigste Element der nationalen
Identität ist und bleibt. In Deutschland ist der föderale
Gedanke der wichtigste Bestandteil unseres Selbstver-
ständnisses. Die Föderation der Länder ist für uns un-
verzichtbar – aus ihr ziehen wir unsere Kraft – und wird
uns noch für lange Zeit prägen.

Aber gerade weil es diese Unterschiedlichkeiten zwi-
schen föderalem Staat und Nationalstaat, zwischen loka-

ler Autonomie und zentraler Politik gibt, besteht für das
gemeinsame Duo Deutschland und Frankreich die große
Chance, den Kerngedanken der europäischen Integration
lebendig zu halten. Den Grund dafür nennt „Le Monde“
heute in einem wunderbaren Artikel über den Vorschlag
von Jaques Chirac und Gerhard Schröder: dass wir immer
dazu verdammt sind, den Zwang des Kompromisses
selbst zu erarbeiten, aus den Logiken, die auseinander fal-
len – oder, wie Verfassungsrechtler sagen, aus der dop-
pelten Legitimation Europas –, eben aus dem Nationalen
und aus dem Regionalen heraus die Kraft zu schöpfen.
Dieses Spannungsverhältnis müssen wir produktiv nutzen
und in den gemeinsamen Prozess der Integration einbrin-
gen. Das ist das, was Europa lebendig macht und leben-
dig hält.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist vielleicht
auch der Grund dafür, dass die große Weltmacht unserer
Zeit, die Vereinigten Staaten von Amerika, nicht ganz ver-
steht, was die europäische Integration bedeutet. Dieses
Spannungsverhältnis aus den Regionen und aus den Kom-
munen ist für die USA zwar etwas ganz Natürliches. Da-
raus leben die USA auch selbst. Doch die Vielfalt in den
Sprachen und in den unterschiedlichen Konzepten ver-
wirrt manche innerhalb der USA. Es ist ja auch schwie-
rig, damit umzugehen. Nur sage ich: Wenn diese unter-
schiedlichen kulturellen, sprachlichen und politischen
Herkünfte zueinander finden, wenn sie miteinander Ko-
operationsbedingungen eingehen, machen sie die wirkli-
che Modernität unserer Zeit aus – nicht die Hegemonial-
macht, sondern das, was uns in Europa miteinander
verbindet, dass wir aufeinander hören, dass wir jeden,
auch den Kleinen, ernst nehmen und ihm Respekt zollen.
Diese unterschiedlichen Herkünfte müssen wir zusam-
menbinden und zusammenführen, um aus dieser produk-
tiven Spannung heraus ein neues, integratives Europa zu
schaffen. Das ist die wirkliche Kraft Europas, das ist die
Modernität. Ich finde, in diesem Punkt hat das europä-
ische Modell eine Faszination, die stärker ist als die Fas-
zination der USA. Ich darf das so, jedenfalls für mich, sa-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Ein letzter Aspekt, Herr Präsident, gerade auch aus Ih-
rer eigenen Vergangenheit und Geschichte heraus: Dieses
faszinierende Modell hat gerade im Osten Europas ge-
wirkt. Gestern noch hat mir Kazimierz Wojcicky, einer
der großen Denker der polnischen Dissidenz, gesagt: In
den 70er-Jahren war dieses sich integrierende Europa, der
Westen, das große faszinierende Modell dafür, wie man
sich selber entwickeln kann, wie man eine zivile Gesell-
schaft vorantreiben und von unten entwickeln kann, um
zu versuchen, dass Polen, Deutschland und Frankreich
der Kern werden für ein sich vereinigendes Europa. Ein
Gedanke, der 30 Jahre alt ist, der auf dem Élysée-Vertrag
fußen kann und der im nächsten Jahr Realität wird. Ein
wunderbarer Gedanke von Charles de Gaulle und von
Konrad Adenauer ist Realität geworden und heute kann
Europa sagen: Das hat uns vorangebracht und daran wer-
den wir festhalten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gert Weisskirchen (Wiesloch)
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Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Ministerpräsidenten des Saar-

landes, Peter Müller.

Peter Müller, Ministerpräsident (Saarland): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Élysée-Vertrag markierte weder den Beginn noch
den Endpunkt des Prozesses der deutsch-französischen
Aussöhnung. Aber er war sicherlich eine wichtige Weg-
marke in diesem Prozess, denn er besiegelte nach Jahr-
hunderten blutiger Auseinandersetzungen den Frieden
zwischen Deutschen und Franzosen. Der Begriff der Erb-
feindschaft, der sehr lange die Debatte geprägt hat, wurde
damit überwunden. Es ist gerade einmal 70 Jahre her, dass
ein vermeintlicher Philosoph wie Joseph Sieberger formu-
lierte: Deutsche und Franzosen markieren die jeweils
äußerste Möglichkeit des Menschseins.

Vor diesem Hintergrund war der Élysée-Vertrag, den
Konrad Adenauer und Charles de Gaulle unterschrieben
haben, ein nicht unumstrittener Pakt, der darauf abzielte,
menschliche Begegnungen zu ermöglichen, der aber vor
allem darauf abzielte, in der Zukunft konstruktiv und
schöpferisch zusammenzuarbeiten. Er wurde Grundlage
der deutsch-französischen Zusammenarbeit. Aus ihm hat
sich die Rolle Deutschlands und Frankreichs als Motor
der europäischen Integration entwickelt, ganz im Sinne
Robert Schumans, der gesagt hat: „L’Europe ne sera pos-
sible sans la France et sans l‘Allemagne.“ 

Gerade für ein Land wie dasjenige, aus dem ich komme,
das Saarland, das zwischen den Nationalstaaten Deutsch-
land und Frankreich immer wieder hin- und hergeworfen
wurde, ist der Élysée-Vertrag ein Vertrag von unschätz-
barem historischen Wert. Deshalb ist es richtig, den
40. Jahrestag zu feiern. Deshalb ist es richtig, dass sich die
nationalen Parlamente zu dieser Gelegenheit zu einer ge-
meinsamen Sitzung treffen. Deshalb ist es kleinkariert,
darüber ausschließlich unter Kostengesichtspunkten zu
diskutieren. Das wird der historischen Bedeutung des Ver-
trages nicht gerecht. 

(Beifall im ganzen Hause)

Ich freue mich, hier im Bundestag als Bevollmächtig-
ter der Bundesrepublik Deutschland für kulturelle Ange-
legenheiten im Rahmen des Vertrages einige Sätze sagen
zu dürfen. Diese Institution wurde vor dem Hintergrund
der Kulturhoheit der Länder und vor dem Hintergrund der
Erfahrung, dass in diesen Beziehungen gerade die Kultur
eine besondere Rolle spielt, in den Vertrag mit aufgenom-
men. Jean Monnet soll auf die Frage, was er mit Blick auf
den Prozess der europäischen Integration anders machen
würde, wenn er noch einmal von vorne anfangen könnte,
gesagt haben: Wenn ich noch einmal von vorne anfangen
könnte, dann würde ich mit der Kultur beginnen. Das
zeigt die Bedeutung der kulturellen Beziehungen, die Be-
deutung der interkulturellen Kommunikation. Nur wenn
diese funktioniert, kann auch Freundschaft funktionieren.
Deshalb ist dies ein ganz wichtiger und zentraler Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Die vermeintliche Erbfeindschaft zwischen Deutsch-
land und Frankreich war nur vor dem Hintergrund der kul-
turellen Selbstüberschätzung der jeweils eigenen Nation
und vor dem Hintergrund der kulturellen Abwertung der
jeweils anderen möglich. Die deutsche Kultur und die 
„civilisation française“ galten im Selbstverständnis beider
Nationen lange als unüberbrückbare Gegensätze. Die
Überwindung dieser Gegensätze, die kulturelle Aussöh-
nung und die kulturelle Wertschätzung des jeweils ande-
ren, war die Basis für den Prozess der gesamten Aussöh-
nung. Nur auf der Basis einer Kultur der Toleranz, nur auf
der Basis gemeinsamer Werte und nur auf der Basis des
klaren Bekenntnisses zu Freiheit, Demokratie und univer-
sellen Menschenrechten konnte die deutsch-französische
Aussöhnung gedeihen. Nur auf dieser Basis und auf der
Grundlage des Élysée-Vertrages kann auch in Zukunft
weitergearbeitet werden. Ich glaube, dass gerade in die-
sem Zusammenhang auch in der heutigen Zeit der Élysée-
Vertrag Bedeutung und Aktualität hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Der Prozess der Aussöhnung ist sicher eine der größten
historischen Leistungen in der zweiten Hälfte des vergan-
genen Jahrhunderts. Für unsere junge Generation, für
meinen 15-jährigen Sohn, ist die Aussöhnung keine große
Errungenschaft mehr. Für ihn ist die deutsch-französische
Freundschaft eine Selbstverständlichkeit geworden. Des-
halb brauchen wir, wenn wir junge Menschen für dieses
Projekt gewinnen wollen, eine weitergehende, eine zu-
sätzliche Begründung. Diese weitergehende Begründung
sollte das klare Bekenntnis zu Freiheit, Demokratie und
Menschenrechten, das Eintreten für Frieden und Toleranz
überall auf der Welt sein. Auf dieser Grundlage können
wir die Rolle eines Motors in Bezug auf die europäische
Integration wahrnehmen. Mit diesem Inhalt können wir
junge Menschen für die Mitarbeit am Projekt der deutsch-
französischen Freundschaft gewinnen. Es gilt, genau an
diesem Punkt anzusetzen.

Die deutsch-französische Freundschaft kann nur ge-
deihen, wenn sie nicht nur in den Institutionen und in den
Köpfen der Politiker vorhanden ist, sondern auch in den
Herzen der Menschen verinnerlicht ist, insbesondere in
den Herzen der jungen Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der FDP)

In der kulturellen Zusammenarbeit sind in den 40 Jah-
ren des Bestehens des Élysée-Vertrages viele Fortschritte
erzielt worden. Wir sollten diese Fortschritte nicht klein-
reden. Das Deutsch-Französische Jugendwerk ist ange-
sprochen worden. Fast 7 Millionen Menschen sind sich in
den zurückliegenden Jahren begegnet. Ich kenne keine
vergleichbare Institution, die so viele junge Menschen zu-
einander bringt, wie das Deutsch-Französische Jugend-
werk es tut.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne
Kastner)

Wir sollten aber auch zur Kenntnis nehmen, dass sich
– ich habe dies selbst erfahren – junge Deutsche und junge
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Franzosen auch bei Zusammenkünften unter dem Dach
des Deutsch-Französischen Jugendwerkes miteinander
weder deutsch noch französisch unterhalten, sondern in
Englisch.

(Zuruf von der SPD: Na und?)

Dies ist ein Punkt, der uns nachdenklich machen muss. Es
ist bereits angesprochen worden: Die deutschen Sprach-
kenntnisse in Frankreich gehen ebenso wie die französi-
schen Sprachkenntnisse in Deutschland zurück. Ich
glaube, wir dürfen uns damit nicht abfinden. Wir sollten
uns vor falschen Frontstellungen hüten. Es ist klar, dass
Englisch in der heutigen Zeit unverzichtbar geworden ist.
Deshalb heißt die Herausforderung auch nicht Bilingua-
lität, sondern Trilingualität.

Vielleicht sollten wir einmal darüber nachdenken, ob
nicht zumindest in den grenznahen Regionen die Vermitt-
lung der Sprache des Nachbarn, die Vermittlung der fran-
zösischen Sprache nicht nur eine Aufgabe für unsere
Schulen ist, sondern ob wir nicht verstärkt damit beginnen
müssen, diese Vermittlung bereits in die vorschulischen
Einrichtungen zu tragen. Die Erfahrungen, die wir mit
Kindergärten machen, in denen französische Mutter-
sprachlerinnen und Muttersprachler beschäftigt sind, sind
höchst ermutigend. Das ist vielleicht ein Weg, um das
Zurückgehen der Französischkenntnisse in Deutschland
abzubremsen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es gibt viele andere Bereiche, in denen wir vorange-
kommen sind: mehr als 100 Schulen mit bilingualen Klas-
senzügen, 23 Gymnasien, die das Abi-Bac, also das deut-
sche und das französische Abitur gleichzeitig, anbieten,
das deutsch-französische Sekretariat, das jedes Jahr etwa
4 000 junge Auszubildende zusammenführt, die deutsch-
französische Hochschule mit Sitz in Saarbrücken, ein Er-
folgsmodell mit mittlerweile mehr als 100 angeschlosse-
nen Universitäten und mit inzwischen mehr als 4 000
Studenten. 

Wenn aber die Aufgabe Deutschlands und Frankreichs
gerade darin besteht, weiterhin Motor der europäischen
Entwicklung und der Erweiterung der Europäischen
Union zu sein, dann sollten wir darüber nachdenken, diese
Hochschule weiterzuentwickeln, uns zwar nicht nur mit
Blick auf binationale, sondern mit Blick auf trinationale,
auf multinationale Studiengänge, dann sollten wir sie zu
einer europäischen Universität weiterentwickeln, die aus
dem binationalen Erfolgsmodell ein europäisches Er-
folgsmodell macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der FDP)

Neben allem, was erreicht wurde, gibt es eine Vielzahl
von Dingen, die gerade auch im Bereich des kulturellen
Austauschs noch bewältigt werden müssen: Noch immer
ist es nicht vollständig gelungen, Diplome und Ab-
schlüsse gegenseitig anzuerkennen. Die Zusammenarbeit
der Museen und der Rundfunkanstalten kann ausgebaut
werden. Über die Reichweite eines Senders wie Arte
sollte man noch einmal nachdenken. Grenzüberschrei-
tende Kulturereignisse finden immer noch in relativ be-

grenztem Umfang statt. Die Problematik der Sprach-
kenntnisse habe ich bereits angesprochen. 

Ich glaube deshalb, dass der Élysée-Vertrag ein Vertrag
ist, der vieles bewirkt hat, auf den wir mit Freude blicken
können, der uns aber unverändert auch nach 40 Jahren
noch viele Aufgaben für die Zukunft stellt. Auf der Grund-
lage des Élysée-Vertrages haben Deutsche und Franzosen
zur Versöhnung gefunden und sind zum Motor der euro-
päischen Einigung geworden. Der Élysée-Vertrag ist
eine Erfolgsgeschichte, aber die letzten Kapitel sind noch
lange nicht geschrieben. Lassen Sie uns gemeinsam dafür
sorgen, dass auch die noch folgenden Kapitel zu erfolg-
reichen Kapiteln werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Monika Griefahn,

SPD-Fraktion. 

Monika Griefahn (SPD):

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Freundschaft – das kennen Sie aus Ihren eigenen
Beziehungen – ist eben keine Selbstverständlichkeit, son-
dern muss immer wieder erarbeitet werden. Anderenfalls
hätten wir auch innerdeutsch nicht so viele Trennungen.
Das gilt auch dann, wenn der Titel einer jüngst erschiene-
nen Studie unsere Länder als „Ganz normale Freunde“ be-
schreibt, und das nach Jahrhunderten von Krieg und
Feindschaft. 

Mich berührt immer noch, wenn der Konzertchor von
Canteleu – das ist eine kleine Stadt in der Normandie – mit
seinem Partner aus Buchholz in der Nordheide ein ge-
meinsames Konzertwochenende organisiert, bei dem die
Mitglieder der Chöre in den Familien wohnen, gemein-
same Aufführungen machen und gemeinsam feiern. Das
wäre vor einem halben Jahrhundert so nicht möglich ge-
wesen und zeigt mir, dass der Dialog nach Kriegen und
emotionale Nähe möglich sind. Ich glaube, das ist ein
ganz wichtiges Gut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch die normalste Freundschaft braucht hin und
wieder einen Anstoß, um lebendig zu bleiben. Wir hatten
öfter Stillstand zu verzeichnen, das Erstarren in Ritualen
war und ist manchmal eine Gefahr. Auch das haben wir er-
lebt. Vor allen Dingen in den 90er-Jahren schien es, als ob
die Fähigkeiten und der Wille zu gemeinsamen europapo-
litischen Projekten abnähmen. 

Das hatte viele Ursachen, eines aber wurde deutlich:
Erst ein Befreiungsschlag wie die Kompromisse von Brüs-
sel Ende Oktober 2002 und – zu meinem Leidwesen als
Sozialdemokratin – das Ende der Kohabitation in Frank-
reich machten es möglich, neue Impulse für unsere Bezie-
hungen zu geben. 

Ministerpräsident (Saarland) Peter Müller
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Deutlich wird immer wieder: Nur gemeinsam können
wir europäische Integrationspolitik vorantreiben, kei-
ner kommt am anderen vorbei. Das zeigt auch das Ergeb-
nis des jüngsten Gespräches zwischen Kanzler Schröder
und Präsident Chirac.

Allerdings werden in einer erweiterten Union auch zu-
sätzliche Führungsqualitäten gefragt sein. Die Fliehkräfte
in der EU werden größer und das bedeutet, dass wir eine
zusätzliche Verantwortung haben. Die Rolle unserer bei-
den Länder in Europa wird wachsen und wir müssen wie-
der Motor sein, damit Europa durch die zusätzlichen Mit-
glieder stärker und nicht schwächer wird. 

Kurzfristig werden alle Blicke auf die Ausgestaltung
und Umsetzung der Arbeit im Verfassungskonvent ge-
richtet sein. Neben den Fragen der Verteidigungs- und Si-
cherheitspolitik sowie der europäischen Innenpolitik ist
ein Thema, das heute bereits mehrfach angesprochen
wurde, zentral: Wir müssen die Besonderheit der kultu-
rellen Vielfalt in Europa erhalten und gleichzeitig die
Stärke der Bürger nutzen.

Jean Monnet hat gesagt – Herr Müller hat es ausge-
führt –, dass er, wenn er das Projekt der europäischen Ei-
nigung noch einmal anfangen müsste, mit der Kultur be-
ginnen würde. In der 1443Tat: Die Kultur schien schwach
beleuchtet zu sein, aber gerade hier liegt das größte und
interessanteste Potenzial der europäischen Einigung, wie
es schon der Kollege Weisskirchen gesagt hat. 

Das Potenzial ist groß, weil es so viele unterschiedli-
che Kulturen bereits in einem Land gibt, wodurch schon
sichtbar wird, wie wichtig der Erhalt und die Förderung
der kulturellen Vielfalt in Europa ist. Interessant und
schwierig ist es deshalb, weil Fragen der Sprache, der Mu-
sik, der Literatur, des Films und damit auch des Selbst-
verständnisses herausragende Ansatzpunkte für produk-
tive Auseinandersetzungen und kreative Lösungen bieten,
auf die andere Regionen der Welt schauen, um davon ler-
nen zu können. Das ist gerade für unsere Arbeit in Kri-
senregionen wichtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Län-
dern geht es eben nicht um die Schaffung einer europä-
ischen Kultur, im Gegenteil: Die Beteiligung der Bürger
und besonders der unterschiedlichen Gruppen in Europa
ist ein Schlüssel für die Akzeptanz und damit auch für den
Erfolg von Europa. Solange es heißt, das passiert da hin-
ten in Brüssel, werden wir keinen Erfolg haben. Wir müs-
sen alle beteiligen. 

Alle Vorschläge zu vertieften bilateralen Beziehungen
auf parlamentarischer und Regierungsebene, so sehr ich
sie begrüße und fördere – ich glaube, dass wir in der letz-
ten Legislaturperiode viele gemeinsame Schritte, auch
mit der Assemblée Nationale, gemacht haben –, reichen
nicht weit, wenn wir nicht darauf achten, das ungeheure
Interesse, das die Gesellschaften aneinander haben, wirk-
lich zu fördern und weiterzuentwickeln. 

Es gibt die Städtepartnerschaften, in deren Rahmen
sich Jugendgruppen, Sportler und Ratsmitglieder treffen
und eine andere Kultur und andere Denkstrukturen direkt
kennen lernen. Das Deutsch-Französische Jugendwerk

– es wurde schon mehrfach erwähnt – tauscht immer noch
wie im Jahr 1963 200 000 Jugendliche jährlich aus; ihm
stehen aber heute, nach Kaufkraft berechnet, nur noch 34
Prozent der Mittel, die es 1963 hatte, zur Verfügung. Da-
ran müssen wir sicherlich etwas ändern, wenn wir von
dem wegkommen wollen, was eine Studie des Deutsch-
Französischen Jugendwerkes vor zwei Tagen veröffent-
licht hat: Obwohl die Jugendlichen die Beziehungen zwi-
schen Deutschland und Frankreich für gut halten, besteht
das Wissen übereinander immer noch aus Stereotypen,
wenn sie nicht an einem Austausch teilgenommen haben.
Diese Stereotypen lauten „Baguette“, „Eiffelturm“ und
„Käse“ auf deutscher Seite und „Zweiter Weltkrieg“,
„deutsche Automarken“ und „deutsche Küche“ auf fran-
zösischer Seite. Dies kann eigentlich nicht das Ergebnis
sein, wenn man so eng miteinander arbeitet. Hier müssen
wir nacharbeiten.

Die Sprache ist ein ganz wichtiger Punkt. Wir brau-
chen die Umsetzung des Vorschlages von Jack Lang, der
gesagt hat: Wir müssen in Europa zu einem System kom-
men, dass das Abitur mit mindestens zwei Sprachen ab-
geschlossen wird, dass wir also dadurch unsere Vielfalt
erhalten, dass jeder neben Englisch noch eine zweite
Sprache lernt. Dies muss vorangebracht werden.

(Beifall bei der SPD)
Ich finde es interessant, dass die Zusammenarbeit der

Deutschen und der Franzosen auch auf dem kulturellen
Gebiet wirklich Früchte zeigt. Vor zwei oder drei Jahren
wurde die Diskussion darüber, ob man zum Beispiel eine
Quote für Film oder Musik einführen sollte, noch als voll-
kommen absurd abgetan. Heute wird dies von Musikpro-
duzenten gefordert, weil sie das französische Modell ge-
sehen haben. Sie haben zum Beispiel auch gesehen, dass
in der WTO und in den GATS-Verhandlungen die kultu-
relle Vielfalt in Europa leidet, wenn wir solche Dinge in
Europa nicht unterstützen. Hier gibt es viele Annäherun-
gen und viel Zusammenarbeit.

Wir haben viel zu tun, wir haben viele gemeinsame
Projekte. Ich werde in diesem Sinne persönlich für die
deutsch-französischen Beziehungen weiterarbeiten und
mich dafür einsetzen, dass die Stärke von Europa, die kul-
turelle Diversität, erhalten bleibt.

Ich freue mich auch auf die Begegnung der Parla-
mente in Versailles. Dies wäre noch vor einem halben
Jahrhundert undenkbar gewesen. Wenn, dann gab es Re-
gierungskontakte, aber keine Parlamentskontakte. Diese
sind etwas wirklich Neues. Das sollten wir auch als posi-
tiv beschreiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Unsere Möglichkeiten, neue Kontakte mit Parlamenta-
riern auf der ganzen Welt zu knüpfen, werden gestärkt,
wenn wir sehen, dass die Parlamente auf deutsch-franzö-
sischer Ebene zusammenarbeiten.

Ich denke, es liegen noch große Aufgaben vor uns. Wir
müssen weiter zusammenarbeiten. Dazu sind auch der
persönliche Kontakt und die emotionale Nähe notwendig.
Wir sollten dies auch als solches positiv begreifen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

(A)

(B)

(C)

(D)
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Letzter Redner in der Debatte ist der Kollege 

Dr. Andreas Schockenhoff, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU):

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Wir sind uns in diesem Hause einig: Die Einigung
Europas bleibt auch in Zukunft auf das strategische
Bündnis zwischen Deutschland und Frankreich ange-
wiesen. Seit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft,
die Einheitliche Europäische Akte, das Schengen-Ab-
kommen, die Wirtschafts- und Währungsunion gab es
keinen Integrationsfortschritt in der Europäischen Union,
dem nicht eine gemeinsame deutsch-französische Initia-
tive vorausgegangen wäre. 

Umgekehrt zeigten die Verhandlungen des Europä-
ischen Rates in Berlin und Nizza, dass Europa nicht vor-
ankommen kann, wenn Spannungen zwischen Frankreich
und Deutschland manifest werden.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

Wir begrüßen es daher ausdrücklich, dass bei den Feier-
lichkeiten am 22. Januar 2003 der Aufbau einer Europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungsunion ange-
stoßen werden soll.

Im „Spiegel“ dieser Woche war zu lesen:

In ihrer „Gemeinsamen Erklärung zum 40. Jahrestag
des Élysée-Vertrags“ kündigen Bundeskanzler
Gerhard Schröder ... und Staatspräsident Jacques
Chirac an, „in internationalen Gremien, einschließlich
des Sicherheitsrats, gemeinsame Standpunkte zu ver-
treten und abgestimmte Strategien gegenüber Dritt-
ländern festzulegen“.

Dies wäre ein echter Fortschritt. Wir unterstützen dies mit
Nachdruck.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD])

Am Dienstag hat nun der Bundeskanzler auf einer
Pressekonferenz betont, der deutsche Vertreter im UN-Si-
cherheitsrat habe gegen ein militärisches Vorgehen ge-
gen den Irak zu stimmen, sollte es dort zu einer Abstim-
mung kommen. Deshalb, Herr Bundeskanzler, fragen wir
Sie: Haben Sie dies so mit der französischen Seite abge-
stimmt oder nicht? Das müssen Sie spätestens am 22. Ja-
nuar 2003 klipp und klar sagen. Aus Paris hören wir näm-
lich ganz andere Töne. Sie können nicht dort feierliche
Erklärungen abgeben, an die Sie sich zu Hause nicht hal-
ten.

In Fragen der Sicherheitspolitik kann sich keiner auf
unsere französischen Freunde berufen, der einen Sonder-
weg propagiert. Ganz im Gegenteil: Wenn es um den
Schutz der eigenen Bevölkerung geht – um nichts anderes
geht es ganz aktuell in der Irakkrise –, haben alle franzö-
sischen Präsidenten, egal welcher Couleur, den engen
Schulterschluss mit Amerika gesucht. Ich erinnere an die

Rede von Präsident Mitterrand zum 20. Jahrestag des Ély-
sée-Vertrages am 20. Januar 1983. In Deutschland tobte
der Streit um den NATO-Doppelbeschluss, die Linke
warnte vor amerikanischen Abenteuern und forderte einen
deutschen Sonderweg. Wie sich Geschichte doch wieder-
holt!

(Beifall bei der CDU/CSU)

In dieser Situation hat der große französische Sozialist
Mitterrand vor dem Deutschen Bundestag seinen Genos-
sen die Leviten gelesen.

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist das! – So
war es!)

Er forderte die Stationierung amerikanischer Mittel-
streckenraketen, ohne die wir den Kalten Krieg nicht
überwunden hätten. Er sprach sich vehement gegen die
Abkopplung des europäischen Kontinents von den Verei-
nigten Staaten aus und für eine enge Solidarität unter
den NATO-Staaten.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Gut, dass das ein-
mal gesagt wird!)

Ich will eine Passage aus dieser Rede Mitterrands zitieren:

Es gibt kein vorbestimmtes Schicksal, und unsere
Völker wissen sehr wohl, dass sie heute im Frieden
das Wertvollste aller Güter haben, nachdem ihre El-
tern, ihre Großeltern so häufig an der Front, in den
Schützengräben, im Widerstand, in den Lagern, in
den Befreiungsarmeen davon geträumt haben, dass
Frankreich und Deutschland sich irgendwann einmal
gegenseitig achten und zu einem guten Einverneh-
men finden würden ...

Leider

– Herr Bundesaußenminister, gerade nach Ihren Einlas-
sungen heute möchte ich Ihnen besonders folgenden Satz
Mitterrands in Erinnerung rufen –

hilft es nicht, den Frieden wie eine unsichtbare
Macht anzurufen. Man muss den Frieden aufbauen,
jeden Tag mit eigenen Kräften neu bauen, festigen,
absichern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dazu braucht man einen kühlen Kopf und einen
festen Willen.

Der Aufbau einer Europäischen Sicherheits- und Ver-
teidigungsunion ist eine zentrale Aufgabe der deutsch-
französischen Zusammenarbeit. Dazu brauchen wir keine
Stimmungsmache, sondern in der Tat einen kühlen Kopf
und einen festen Willen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Unsere engen und freundschaftlichen Beziehungen
sind Aufgabe der Politik. Sie sind aber, so hat es bereits de
Gaulle 1962 bei seinem Deutschlandbesuch formuliert,
insbesondere das Werk der Jugend. Es ist von den Vor-
rednern auf die großartige Erfolgsbilanz des Deutsch-
Französischen Jugendwerkes hingewiesen worden, an
dem bisher knapp 7 Millionen Jugendliche teilgenommen
haben; Herr Müller, Sie haben das gerade erwähnt. Wir
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wünschen uns, dass in Zukunft nicht weniger, sondern
noch mehr junge Menschen Kultur und Sprache des
Partnerlandes kennen lernen. Es ist zu Recht gesagt wor-
den: Während die wirtschaftlichen Verflechtungen immer
enger werden, sinkt die Zahl derer, die jeweils die Spra-
che des Partnerlandes lernen.

Ich will mit Nachdruck unterstreichen, was der Minis-
terpräsident des Saarlandes über die Wichtigkeit des Er-
lernens der Partnersprache als Drittsprache bereits in der
Vorschule, in der Schule, aber auch später in der Hoch-
schule gesagt hat. Herr Müller, lassen Sie mich aber er-
gänzen: Angesichts der engen wirtschaftlichen Verbin-
dungen zwischen unseren Ländern ist es auch für
Auszubildende und deren spätere berufliche Zukunft ent-
scheidend, dass sie einen Teil ihrer dualen Ausbildung im
Partnerland absolvieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Es ist meiner Ansicht nach auch überfällig, bei der Er-
arbeitung von Lehrplänen und Schulbüchern zusammen-
zuarbeiten, ganz besonders bei der Erarbeitung von
Schulbüchern für den Geschichtsunterricht.

Meine Damen und Herren, die Erklärung des
79. deutsch-französischen Gipfels in Schwerin verweist
völlig zu Recht auf die Bedeutung der Medien für die
Schaffung einer europäischen Öffentlichkeit. Wir haben
seit Jahren den deutsch-französischen Fernsehsender
Arte. Ich habe überhaupt nichts gegen Arte. Allerdings
handelt es sich dabei nur um ein Programm für ein elitä-
res, intellektuelles Publikum. Wir brauchen deutsch-fran-
zösische Medien und wir brauchen ein deutsch-französi-
sches Fernsehprogramm für ein Massenpublikum,

(Beifall bei der CDU/CSU)

in dem Nachrichtensendungen, die Übertragung gesell-
schaftlicher und sportlicher Ereignisse, regionale Schwer-
punktprogramme und vor allem auch Unterhaltungspro-
gramme und Quiz-Shows, in denen die jeweilige
Lebensart und das kollektive gegenseitige Wissen zu ei-
nem Gemeinsamen werden, vorgesehen sind.

Herr Müller, ich freue mich, dass Sie als Vertreter des
Bundesrates heute an dieser Debatte über die deutsch-
französischen Beziehungen teilnehmen. Wir müssen in
den Grenzregionen der betroffenen Bundesländer noch
viel stärker zusammenarbeiten und zu modellhaften, star-
ken binationalen Räumen kommen. Wir müssen gemein-
same Verwaltungseinheiten aufbauen, eine gemeinsame
Raumordnung und Verkehrsinfrastruktur schaffen und so-
ziale Einrichtungen sowie Sportvereine grenzüberschrei-
tend anlegen.

Vor 40 Jahren hat man sich im Élysée-Vertrag damals
kaum für möglich gehaltene ehrgeizige Ziele gesetzt, die
für uns heute selbstverständlich sind. Warum sollten wir
dann nicht auch über grenzüberschreitende politische Ein-
heiten nachdenken und für die Europawahlen zum Bei-
spiel grenzüberschreitende Wahlkreise errichten und bi-
nationale Wahllisten erstellen?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Frankreich bleibt für Deutschland und Deutschland
bleibt für Frankreich der größte Nachbar, der wichtigste
Handelspartner und der wichtigste Partner innerhalb der
Europäischen Union. Die Grenze zwischen Frankreich
und Deutschland ist die längste zwischen zwei Mitglied-
staaten der Europäischen Union. Beide haben keine Al-
ternative zu dieser strategischen Partnerschaft.

Für uns sind die privilegierten Beziehungen zu Frank-
reich durch die Wiedervereinigung Deutschlands und die
Einigung Europas noch existenzieller geworden. In vielen
bilateralen Fragen haben wir noch große Aufgaben vor
uns. Wir können unser Verhältnis noch viel enger ausge-
stalten. Eine aktive deutsche Außenpolitik ist nur in einer
funktionsfähigen Europäischen Union denkbar. Die inter-
nationale Handlungsfähigkeit Europas ist auf das enge
und gleichberechtigte Zusammenwirken Deutschlands
mit Frankreich angewiesen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-

neten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der

Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, des Bündnisses 90/
Die Grünen und der FDP auf Drucksache 15/295 zum Ent-
wurf einer gemeinsamen Erklärung der Französischen
Nationalversammlung und des Deutschen Bundestages
zur interparlamentarischen Zusammenarbeit. Wer stimmt
für diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltun-
gen? – Der Antrag ist einstimmig angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Tagesordnungspunkte 3 c und 3 d: Interfraktionell wird
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 15/200
und 15/296 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Allerdings sollen diese Vorlagen
– abweichend von den in der Tagesordnung gemachten
Angaben – federführend vom Ausschuss für die Angele-
genheiten der Europäischen Union beraten werden. Sind
Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann sind die
Überweisungen so beschlossen.
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